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Vorworte

Weshalb diese reform? Diese frage be- 

gleitete mich und die polizeiliche führungs- 

ebene nicht nur in der anfangsphase des 

Projekts. ich kann ihnen versichern: es 

war keine reform um der reform willen. 

sie war vielmehr unumgänglich und von 

anfang an fachlich begründet. Und viel  

zu kurz greift es, das ergebnis auf die neue 

organisationsstruktur mit zwölf regional-

präsidien, zwei spezialpräsidien, dem landeskriminalamt, der 

Hochschule für Polizei baden-Württemberg und die streichung 

der landespolizeidirektionen zu reduzieren.

Worin liegt nun der Gewinn für die Polizei baden-Württemberg? 

Wir haben vergleichbare und schlagkräftige Dienststellen errichtet. 

Diese verfügen nun über einheiten von schutz- und kriminal- 

polizei, die auch für die zukunft gerüstet sind und den erwartungen 

aller bürgerinnen und bürger im städtischen wie im ländlichen 

raum gleichermaßen gerecht werden. alle regionalen Polizei-

präsidien verfügen über kriminaldauerdienste, eine spezialisierte 

Verkehrsunfallaufnahme sowie führungs- und lagezentren, die 

rund um die Uhr fälle der schwerstkriminalität, schwere Ver- 

kehrsunfälle und besondere einsatzlagen qualifiziert bewältigen 

können. Diese flächendeckende Verfügbarkeit von polizeilichem 

spezialwissen rund um die Uhr ist ein echter Qualitätsgewinn.

außerdem wird moderne technik durch das Präsidium technik, 

logistik, service der Polizei zentral bereitgestellt, ebenso wie 

einsatz- und spezialkräfte sowie besondere einsatzmittel, die 

Innenminister Baden-württemberg, reinhold Gall 

durch das Polizeipräsidium einsatz vorgehalten und koordiniert 

werden. ein bildungsträger, die Hochschule für Polizei baden-

Württemberg, gewährleistet eine qualitativ hochwertige aus- 

und fortbildung aus einer Hand. Nicht zuletzt ist im landes- 

kriminalamt kriminalpolizeiliches fach- und expertenwissen in 

verstärkten einheiten gebündelt worden. Die bürgerinnen und 

bürger werden von der Verstärkung der Polizeidienststellen vor 

ort profitieren.

ich weiß, dass die reform auch mit einschnitten verbunden ist. 

aber es war von beginn an mein erklärtes ziel, die auswirkungen 

für die beschäftigten soweit wie möglich sozialverträglich zu 

gestalten. mit dem interessenbekundungsverfahren ließen sich 

die Wünsche vieler kolleginnen und kollegen erfüllen. Durch ein 

umfassendes maßnahmenpaket konnten in den zurückliegenden 

Wochen weitere akzeptable und individuelle lösungen gefunden 

werden. letztlich werden durch die bereitstellung von mitteln 

beispielsweise für reisekosten und trennungsgeld auch in den 

ersten jahren nach Umsetzung der reform persönliche Umstände 

angemessen berücksichtigt. 

Die reform ist mit dem start am 1. januar 2014 noch nicht ab- 

geschlossen. es gilt, die neue struktur mit leben zu erfüllen.  

ich bin froh, dass wir als politisch Verantwortliche diesen schritt 

gewagt haben, aber auch dass sie – die mitarbeiterinnen und 

mitarbeiter der Polizei baden-Württemberg – diesen schritt 

zuversichtlich mit uns gehen. ich bin überzeugt, dass es der 

richtige schritt war!

Voraussetzung für die Polizeistrukturre-

form war der politische entschluss die 

Polizei baden-Württemberg zukunftsfähig 

auszurichten. es folgte ein konkreter mas-

terplan, den die Projektgruppe „struktur 

der Polizei baden-Württemberg“ ab mitte 

2011 entwickelt hat. Die im sogenannten 

eckpunktepapier genannten empfehlungen, 

die im januar 2012 Herrn innenminister 

reinhold Gall von der Projektgruppe übergeben wurden, hat 

unser innenminister vollständig als marschroute übernommen. 

seine festlegung auf eine umfangreiche strukturveränderung 

war zugleich der start für unsere Polizeireform. 

Neben der politischen Unterstützung für ein solches Vorhaben ist 

ein möglichst breiter konsens bei den beschäftigten der Polizei, 

bei berufs- und interessensvertretungen, aber auch in der Öffent-

lichkeit von höchster bedeutung. mit einer Vielzahl an informati-

on, kommunikation und fortlaufender erläuterung der jeweiligen 

reformschritte haben wir die mitarbeiterinnen und mitarbeiter 

kontinuierlich in den Veränderungsprozess eingebunden. Die 

intensivste form der beteiligung war das interessenbekundungs-

verfahren, das nicht nur allen unmittelbar reformbetroffenen 

offen stand, sondern auch vielen beschäftigten ohne direkten 

reformbezug neue optionen eröffnet hat. 

zur arbeit des Gesamtprojekts Polizeireform gehörte ein stetes 

Hinterfragen, ob der eingeschlagene Weg der richtige ist. erörte-

rungen im kreis der Projektverantwortlichen sowie im Projektstab 

Polizeireform, Hinweise von beschäftigten und gelegentlich auch 

der ein oder andere direkte einwand der politischen opposition 

Gesamtprojektverantwortlicher lPP Gerhard Klotter 

oder von interessensvertretungen haben im rückblick dazu 

beigetragen, stets das ziel nicht aus den augen zu verlieren: eine 

zukunftsfähige organisationsstruktur für die Polizei des landes 

und zugleich die stärkung der fläche. ein ausfluss hieraus sind 

mehrere entscheidungen auf ebene des lenkungsausschusses, 

die zu einer Weiterentwicklung der im eckpunktepapier genann-

ten empfehlungen geführt haben – immer dort, wo es fachlich 

notwendig und sachlich begründbar war.

Nach knapp zwei jahren Projektarbeit folgte am 1. januar 2014 

der start in die oft als „neue Welt“ beschriebene organisations-

struktur. Nicht vergessen sind  die monate der Doppelbelastung 

für viele kolleginnen und kollegen, die hierfür durchgängig oder 

phasenweise  eingebunden waren. aber auch all diejenigen, die 

die alltagsarbeit geschultert und den ausfall der im Projekt ge- 

bundenen beschäftigten kompensiert haben, waren dadurch 

mittelbar vom Projekt betroffen! ich weiß, dass in dieser zeit viel 

von ihnen abverlangt wurde. für die geleistete arbeit möchte ich 

mich ganz herzlich bedanken. 

trotz einiger Herausforderungen haben wir das anvisierte ziel, die 

Polizei zukunftsfähig zu machen nie aus den augen verloren. Die 

leiter der Präsidien sind im amt und werden mit ihnen gemein-

sam diese moderne Polizei gestalten. Neue organisationsstruk-

turen werden unsere tägliche arbeit optimieren. Dass am anfang 

noch nicht alles „rund laufen wird“ ist keine Überraschung. eine 

organisationsänderung in diesem Umfang braucht seine zeit, bis 

alle räder geschmeidig ineinander greifen.

ich freue mich, mit ihnen gemeinsam in die neue organisation 

weiter hineinzuwachsen und diese mit leben zu erfüllen.
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innenminister reinhold Gall hat am 29. september 2011 die Pro-

jektgruppe „struktur der Polizei baden-Württemberg“ eingesetzt. 

Die einrichtung dieser Projektgruppe erfolgte auf basis des koali-

tionsvertrags der grün-roten landesregierung. 

ausgangslage für die mit zahlreichen expertinnen und experten 

der polizeilichen Praxis besetzte Projektgruppe waren einer-

seits ein wachsendes aufgabenfeld durch neue bzw. sich stetig 

in der bisherigen struktur war das landespolizeipräsidium  

(abteilung 3 des innenministeriums) die oberste führungsstelle 

der traditionell im sinne der einräumigkeit der Verwaltung (minis-

terien – regierungsbezirke – stadt-/landkreise) am dreistufigen 

Verwaltungsaufbau orientierten aufbauorganisation der Polizei 

baden-Württemberg. 

Die koordinierung und steuerung der polizeilichen aufgaben 

auf der mittleren Verwaltungsebene wurden durch die in den 

vier regierungspräsidien integrierten landespolizeidirektionen 

(lPD) wahrgenommen. Unmittelbar dem innenministerium 

baden-Württemberg nachgeordnet waren das landeskriminalamt 

baden-Württemberg (lka bW), das Polizeipräsidium stuttgart, 

Bisheriges Organigramm der POlizei Baden-WürttemBerg 

ändernde anforderungen an die Polizei, andererseits ein Perso-

nalbestand sowie eine organisationsstruktur, die diesen Heraus-

forderungen nicht mehr sachgerecht begegnen kann. ein aus 

polizeilicher sicht gegebener bedarf von rund 1.000 zusätzlichen 

stellen bei gleicher aufbauorganisation ließ sich nicht realisieren, 

sodass die lösung mit einer umfassenden anpassung der  

organisationsstruktur erfolgen sollte. Diese stellte sich zu Projekt-

beginn wie folgt dar:

das bereitschaftspolizeipräsidium baden-Württemberg (bPP bW) 

sowie als zentrale einrichtung für den Polizeivollzugsdienst die 

Hochschule für Polizei Villingen-schwenningen (HfPol Vs) und 

die akademie der Polizei baden-Württemberg (akadPol bW). 

Bisherige zuOrdnung der POlizeidienststellen 
Polizeipräsidien (PP) bzw. Polizeidirektionen (PD), sogenannte 

kreisdienststellen, verfügten über ein weit verzweigtes Netz 

verschiedenster organisationseinheiten der schutz- und kriminal-

polizei. Die insgesamt 37 Polizeipräsidien und Polizeidirektionen 

waren grundsätzlich jeweils für einen stadt- und/oder landkreis 

zuständig.

Ausgangslage – 
das Eckpunktepapier

auSGanGSlaGe
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ausgehend von dieser organisatorischen ausgangssituation hat 

die Projektgruppe „struktur der Polizei baden-Württemberg“ 

verschiedene eckpunkte erarbeitet. Diese sind nachfolgend im 

original aufgeführt1:

  Verschmelzung der vier landespolizeidirektionen mit den 37 
Polizeipräsidien und Polizeidirektionen zu einer dem innenmi-
nisterium unmittelbar nachgeordneten Organisationsebene 
(„zwei-ebenen-modell“).

   Konzentration der bisher auf die stadt-/landkreise ausgerichte-
ten dienststellenstruktur auf insgesamt zwölf regional zustän-
dige Polizeipräsidien mit folgender gliederung:

  –  Polizeipräsident/in und Polizeivizepräsident/in, der/die zugleich 

den führungs- und einsatzstab, die Direktion Polizeireviere 

oder die kriminalpolizeidirektion leitet.
 – stabsstellen Öffentlichkeitsarbeit, Controlling und  

  Qualitätsmanagement.
 – referate recht/Datenschutz, Personal und finanzen  

  in unmittelbarer zuordnung zum/zur Präsidenten/in.
 –  referat Prävention (kriminal- und Verkehrsprävention) 

einschließlich der kommunalen kriminalprävention, der krimi-

nalpolizeilichen beratungsstelle und des Verkehrserziehungs-

dienstes.
 –  führungs- und einsatzstab (gegliedert in anlehnung an die 

Polizeidienstvorschrift 100) mit leistungsstarkem führungs- 

und lagezentrum.
 –  Direktion Polizeireviere als leitungsebene für die Polizeire-

viere, die zusammengeführten Polizeihundeführerstaffeln, 

bedarfsabhängig den Personen- und objektschutz, optional 

zentrale Gewahrsamseinrichtungen sowie stehende einsatz-

einheiten. 

Grundsätzliche beibehaltung der Polizeireviere und Polizeiposten.

–  kriminalpolizeidirektion als leitungsebene mit acht  

verrichtungszentralisierten kriminalinspektionen und objekt-

zentralisierten kriminalkommissariaten in der fläche.

Weitgehender Verzicht auf Dezernierung und grundsätzliche auf-

lösung der kriminalpolizei-außenstellen. 

organisatorische anbindung folgender spezifischer aufgaben 

bzw. einheiten:

–  koordinierungsstelle spezialeinheiten  

des landeskriminalamtes.
–  koordinierungsstellen betreuungsgruppen, sonderkommission 

größere schadensereignisse und Verhandlungsgruppen der 

landespolizeidirektionen.
–  landesweite meldeverpflichtungen und  

informationsdienste der Wasserschutzpolizei.
–  landespolizeiorchester.

  Bildung eines Präsidiums technik, logistik, service unter 
weitgehender integration der aufgaben der bisherigen referate 
66 der landespolizeidirektionen, der abteilung 2 (zentrum für 
informationstechnologie der Polizei BW) des landeskriminal-
amtes, der gesamtkoordination des BOs-digitalfunks sowie 
übernahme zentraler Koordinations- und Beschaffungsaufga-
ben wie Fuhrparkmanagement und Polizeitechnik (Führungs- 
und einsatzmittel).

integration des polizeiärztlichen Dienstes (einschließlich arbeits-

sicherheit).

  zusammenführung von hochschule für Polizei Villingen-
schwenningen, akademie der Polizei Baden-Württemberg und 
der mit aus- und Fortbildung, nachwuchsgewinnung sowie 
einstellungsverfahren befassten Bereiche der Bereitschafts-
polizei in einem Präsidium Bildung und Personalgewinnung  

 an maximal fünf standorten mit folgender gliederung:
 – Präsident/in und zwei Vizepräsidenten/innen. 
 –  Präsidialbüro sowie Öffentlichkeitsarbeit, Controlling und 

Qualitätsmanagement.
 –  Querschnittsabteilungen Verwaltung und bildungsbetrieb/ 

Prüfungsamt für die zentrale Wahrnehmung aller Verwal-

tungs- und serviceaufgaben.
 – Hochschule für Polizei mit den fakultäten i – iV.
 –  institut für fortbildung und management mit den instituts-

bereichen einsatz/Verkehr, kriminalitätsbekämpfung,  

Cyber kriminalität/it-fachanwendungen, management  

und medienproduktion.

Wahrnehmung aller kriminalpolizeilichen aufgaben (einschließ-

lich der fachaufsicht über die kriminalitätsbekämpfung im Präsi-

diumsbereich) unter berücksichtigung der kriminalpolizeilichen 

aufgaben der bisherigen ermittlungsdezernate der landespolizei-

direktionen, sofern keine zuständigkeit des landeskriminalamtes 

vorliegt.

landesweite einführung von kriminaldauerdiensten unter 

berücksichtigung von kriminalitätsbrennpunkten und interventi-

onszeiten.

 –  Verkehrspolizeidirektion als leitungsebene für sämtliche spe-

zialisierte verkehrspolizeiliche aufgaben in der fläche und auf 

bundesautobahnen. bildung zentraler organisationseinheiten 

für spezialisierte Verkehrsüberwachung, komplexe Verkehrs-

unfallaufnahmen sowie anbindung der Dienstgruppen der 

autobahnpolizeireviere und der bab-fahndung.

  Bildung eines Polizeipräsidiums einsatz  
mit folgender gliederung:

 – Grundsätzlich den regionalen Polizeipräsidien vergleichbare  

  leitungs-, stabs- und Querschnittsbereiche. 
 –  bündelung der bisherigen bereitschaftspolizeieinsatzeinheiten 

in zwei bereitschaftspolizeidirektionen (neu) unter auflösung 

des bereitschaftspolizeipräsidiums sowie der derzeit fünf 

bereitschaftspolizeidirektionen.
 –  zuordnung der Polizeireiterstaffeln stuttgart und mannheim 

zu einer bereitschaftspolizeidirektion.
 –  aufbau einer Direktion spezialeinheiten unter integration des 

spezialeinsatzkommandos (sek), der fünf mobilen einsatz-

kommandos (mek) und zusammenführung der technikzent-

ren des sek und des mek lka.
 – integration der Polizeihubschrauberstaffel.
 –  aufbau einer Wasserschutzpolizeidirektion als leitungsebene 

unter integration des referats 67 (Wasserschutzpolizei) der 

landespolizeidirektion karlsruhe sowie zuordnung der neun 

Wasserschutzpolizeistationen.

 –   institut für ausbildung und training mit den institutsbereichen 

ausbildung mittlerer Polizeivollzugsdienst, Polizeihundefüh-

rerschule, polizeiliche auslandseinsätze und einsatztraining 

an zwei, maximal drei standorten.
 –   institut für Personalgewinnung zur Nachwuchswerbung und 

Durchführung des einstellungsverfahrens.

bei vollständiger Umsetzung dieser Vorschläge sowie unter be-

rücksichtigung bestimmter rahmenbedingungen (beispielsweise 

räumliche konzentration von organisationseinheiten, schaffung 

leistungsstarker führungs- und lagezentren) würde sich nach 

berechnungen der Projektgruppe ein personelles Verstärkungspo-

tenzial für die operative basis von rund 650 stellen des Polizei-

vollzugsdienstes (etwa hälftig schutz- und kriminalpolizei) und 

rund 240 stellen des Nichtvollzugsdienstes ergeben.

mit der Umsetzung der reformmaßnahmen würde zudem 

eine deutliche optimierung des technikeinsatzes einhergehen. 

konkretisieren ließe sich dies weitgehend erst im zuge weiterer 

Planungen. beispielhaft sind finanzielle einspareffekte bei der 

vorgeschlagenen Dienststellenkonzentration im bereich der füh-

rungs- und lagenzentren (unter berücksichtigung der einführung 

des Digitalfunks) für den investitionsbedarf in Höhe von einmalig 

ca. 10,9 millionen euro und die laufenden betriebskosten in Höhe 

von ca. jährlich 3,3 millionen euro zu erwarten.

mit der Übergabe des sogenannten eckpunktepapiers am  

24. januar 2012 endete formal die arbeit der Projektgruppe 

„struktur der Polizei baden-Württemberg“. 

 

Die Eckpunkte einer  
neuen Organisationsstruktur 

auSGanGSlaGe

1 abschlussbericht Struktur der Polizei Baden-württemberg, S. 6f, 2012
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 Bekanntgabe der neuen Zuschnitte  
und der Projektverantwortlichen

BeKanntGaBe der neuen ZuSchnItte und der ProJeKtVerantwortlIchen

11

im rahmen einer regierungspressekonferenz stellten am  

27. märz 2012 ministerpräsident Winfried kretschmann, innen-

minister reinhold Gall und minister für finanzen und Wirtschaft 

Dr. Nils schmid die regionalen zuständigkeiten und standorte  

der neuen regionalen Polizeipräsidien vor. „mit den regionalen  

flächenzuschnitten und standorten der neuen Präsidien wird die  

Polizei baden-Württemberg leistungsfähiger und effektiver.  

für die bürgerinnen und bürger ist die schnelle und kompe- 

tente reaktion durch die Polizei maßgebend und nicht die Nähe  

zur polizeilichen leitungsebene. Die Polizei bleibt dort, wo  

der bürger sie braucht“ betonte dabei ministerpräsident  

Winfried kretschmann.

Die struktur der nahezu 150 Polizeireviere und knapp 360 Poli-

zeiposten bleibe unverändert, erklärte innenminister reinhold 

Gall. Durch die reform werde die Qualität der polizeilichen arbeit 

weiter gesteigert und die bürgernähe landesweit ausgebaut. 

bei den zwölf kriminalpolizeidirektionen der regionalen Polizei-

präsidien seien sogenannte kriminaldauerdienste eingerichtet 

worden. Gall: „Damit stehen der bevölkerung sowohl schutz- wie 

kriminalpolizei rund um die Uhr zur Verfügung“.

mit der bekanntgabe der neuen zuschnitte war die zielrichtung  

der Polizeistrukturreform, die reduzierung von bislang 37 

Polizeipräsidien und Polizeidirektionen auf künftig 12 regionale 

Polizeipräsidien, gegenüber der Öffentlichkeit kommuniziert. 

zeitgleich wurden die 16 Projektverantwortlichen benannt, die in 

den nächsten monaten für den aufbau und die ausrichtung der 

künftigen Dienststellen zuständig sein sollten. 

mit der Gesamtprojektverantwortung wurde der damalige ins-

pekteur der Polizei und heutige landespolizeipräsident Gerhard 

klotter betraut.
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ProJeKtorGanISatIon

Projektorganisation 

Die Umsetzung der Polizeireform erfolgte in einer landesweiten 

Projektorganisation, die in eine Projektleitung, einen Projektstab, 

sechzehn Projekte und sechs Querschnittsprojekte untergliedert 

war. Die Projekte und Querschnittsprojekte wurden dabei aufga-

benbezogen weiter untergliedert. 

zwölf Projekte waren jeweils für den aufbau eines regionalen 

Polizeipräsidiums verantwortlich. Die zentralisiert in eigenen Prä-

sidien wahrzunehmenden aufgaben einsatz, bildung und technik/

logistik/service sowie das landeskriminalamt bildeten ebenfalls 

eigenständige Projekte. 

Die fachlich-inhaltlichen Vorgaben zur aufgabenwahrnehmung 

der Polizei wurden in sechs Querschnittsprojekten erarbeitet. 

Durch diese matrixorganisation wurde eine weitgehend synchro-

ne Projektentwicklung unter standardisierten rahmenvorgaben 

ermöglicht. 

Projektstab
Projektmanagement

Grundsatz / Gremien/ Projektcontrolling
Öffentlichkeitsarbeit

gesamtprojekt Polizeireform

Projekt regionales 
Polizeipräsidium 1 – 12

QP 1
QM / Strategisches  

Controlling / Ö / Prävention

QP 2
FESt, Organisation, 

Technik

QP 2.2
Leitstellen

QP 3
Sicherheit und Ordnung

QP 4
Verkehr

QP 5
Kriminalitätsbekämpfung

tP X.6
Recht / Personal /  

Finanzen

QP 6
Recht / Personal / Finanzen/  
RPen / LPP / Abwicklung

tP X.3
Sicherheit und Ordnung

tP X.4
Verkehr

Projekt 16
Landeskriminalamt

tP 16.1
Stabstellen /Prävention

tP 16.2
KTI / KTU

tP 16.3
GER

tP 16.6
Recht / Personal /  

Finanzen

tP X.5
Kriminalitätsbekämpfung

Projekt 14
Hochschule  

für Polizei BW 

tP 14.1
Stab / Grundsatz / 

Organisation

tP 14.2
Hochschule

tP 14.3
Fortbildung

tP 14.4
Ausbildung und Training

tP 14.5
Personalgewinnung und 

Management

tP 14.6
Recht / Personal /  

Finanzen

tP 4.7
Zentrale Zeitwirtschaft

Projekt 13
PP Einsatz

tP 13.1
Stabstellen

tP 13.2
Stab / LZ / Technik / 

Organisation

tP 13.3
Bereitschaftspolizei-

direktionen

tP 13.4
Wasserschutzpolizei

tP 13.5
Spezialeinheiten / KB

tP 13.6
Recht / Personal /  

Finanzen

tP 13.7
Polizeihubschrauber- 

staffel

Projekt 15
Präsidium Technik, 

Logistik, Service  
der Polizei

tP 15.1
Stabstellen

tP 15.2
Informationstechnik

tP 15.3
Kommunikationstechnik

tP 15.4
Einsatztechnik

tP 15.5
Polizeiärztlicher Dienst

Arbeitssicherheit

tP 15.6
Recht / Personal /  

Finanzen

tP 15.7
Polizei-Online

tP 15.8
DV-technische

Umsetzung

lenkungsausschuss

PrOjeKt-jOur FiXe
zur projektinternen abstimmung wurde ein Projekt-jour fixe  

etabliert, dessen auftaktsitzung am 27. april 2012 stattfand. 

teilnehmer waren die leiter der sechzehn Projekte und der sechs 

Querschnittsprojekte sowie der Gesamtprojektverantwortliche 

und dessen stellvertreter. ein Vertreter des Hauptpersonalrates  

der Polizei wurde zur sicherstellung eines vollumfäng lichen 

informationsaustausches mit dem Personalrat ab september 2012 

ebenfalls zu den sitzungen eingeladen. Der Projekt-jour fixe  

wurde insgesamt 17 mal zusammengerufen und führte zusätzlich 

drei Workshops zu schwerpunktthemen durch.

lenKungsausschuss
zur strategischen steuerung der Projektarbeit bis zur realisierung 

der Neuorganisation wurde am 11. juli 2012 ein lenkungsaus-

schuss eingerichtet.

Der lenkungsausschuss bildete das oberste beschlussfassende 

Gremium zur steuerung der Projektarbeiten zur Polizeireform. er 

diente sowohl der förderung als auch der inhaltlichen beglei-

tung der Umsetzungsplanungen und gewährleistete damit die 

anbindung der fachebene an die politische leitungsebene. Der 

Vorsitz des lenkungsausschusses wurde dem amtschef des 

innenministeriums, Herrn ministerialdirektor Dr. Herbert o. zinell, 

übertragen. stimmberechtigte mitglieder waren der landespoli-

zeipräsident, der leiter der zentralstelle des innenministeriums, 

der leiter der abteilung 1 des innenministeriums und ein Ver-

treter des staatsministeriums. zudem wurde je ein Vertreter der 

polizeispezifischen berufsvertretungen, des bundes Deutscher 

kriminalbeamter, der Deutschen Polizeigewerkschaft und der 

Gewerkschaft der Polizei, beratend in die sitzungen eingebunden.

Der lenkungsausschuss führte bis zum jahresende 2013 ins-

gesamt dreizehn sitzungen durch und verabschiedete die für 

die Projektarbeit erforderlichen entscheidungen, die durch den 

Gesamtprojektverantwortlichen eingebracht wurden.

BeruFs- und interessensVertretungen 
Die intensive und vertrauensvolle zusammenarbeit mit den 

berufs- und interessensvertretungen war wesentlicher Projektbe-

standteil. Hierzu wurde neben einer regelmäßigen Unterrichtung 

durch die Gesamtprojektleitung die kontinuierliche information 

über die Projektentwicklung gewährleistet. Die Projektverant-

wortlichen stellten in ihren jeweiligen Verantwortungsbereichen 

die einbindung der berufs- und interessensvertretungen ebenso 

sicher. anlassbezogene erläuterungen der Gesamtprojektleitung 

im rahmen der sitzungen der berufs- und interessenvertretung 

ergänzten den austausch.

Projektbezogene Gremienarbeit

tP X.1
Stabstellen / Prävention

tP X.2
Stab / LZ / Technik / 

Organisation
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PrOjeKtcOntrOlling und BerichtsWesen
Die Umsetzung der Polizeireform war von beginn an engen 

zeitläufen unterworfen. zudem war das Vorhaben in besonderem 

maße von Umfang und komplexität geprägt. Dem Projektcon-

trolling und der insbesondere damit verbundenen termin- und 

fortschrittsüberwachung wurde daher von anfang an höchste 

bedeutung beigemessen.

Die im eckpunktepapier formulierten ziele und Prüfaufträge 

waren als leitlinien und ziele dem Umsetzungsprozess überge-

ordnet. Hieraus wurden gemeinsam durch den Gesamtprojekt-

verantwortlichen und die Projektleiter ziele konkretisiert, teilziele 

abgeleitet und erforderliche maßnahmen definiert, die in der 

folge weiter in teilaufgaben und arbeitspaketen ausdifferenziert 

wurden. 

auf der Grundlage eines kontinuierlichen berichtswesens war die 

ausrichtung im Projektcontrolling u.a. darauf ausgerichtet

-  zeitliche risiken und kritische teilaufgaben und  

arbeitspakete zu ermitteln,

- zeitliches Divergieren einzelner Projekte zu erkennen und

-  erforderliche entscheidungsprozesse oder sonstige  

maßnahmen frühzeitig zu ermöglichen.

als basis für das berichtswesen wurde im Gesamtprojekt mit 

den sechzehn Projekten und sechs Querschnittsprojekten ein 

spezifischer Projektstrukturplan (PsP) abgestimmt und in einem 

sogenannten master-PsP zusammengeführt. Die im PsP u.a. mit 

einzelmaßnahmen, abhängigkeiten und zeitläufen beschriebenen 

PriO 1 – Datenerhebung in bezug auf die liegenschaften

PriO 2 – zustimmung des ministerrats zur weiteren Umsetzung der Polizeistrukturreform

PriO 3 – legislative Polizeistrukturreformgesetz 

PriO 4 – interessenbekundungsverfahren

PriO 5 – Vorbereitung der reformumsetzung               start der reform 

PriO 6 – Umsetzung in 2014

PriO 7 – Umsetzung ab 2015

2  datenerhebung liegenschaften, Zustimmung des Ministerrates zur weiteren umsetzung des Polizeistrukturreform,  
Vorbereitende Maßnahmen zum Start der Polizeireform 

3 thematische Schwerpunkte: liegenschaften, Führungs- und lagezentren, Qualitätsmanagement sowie aus- und Fortbildung

ProJeKtorGanISatIon

arbeitspakete wurden stetig aktualisiert und fortentwickelt. 

auf basis des master-PsP wurde grundsätzlich monatlich eine 

fortschrittsabfrage zu den arbeitspaketen an die (Querschnitts-)

Projekte durchgeführt, im rahmen des berichtswesens zusam-

mengefasst und in einem statusbericht ausgewertet. mit den 

sieben statusberichten, die in der regel einen berichtszeitraum 

von drei monaten umfassten, konnte ein wesentlicher beitrag zur 

abbildung des soll-ist-stands im Gesamtprojekt geleistet werden. 

Die zeitliche koordination wurde über die ausweisung von 

Prioritäten sowie die festlegung von fälligkeiten innerhalb dieser 

Prioritäten gewährleistet. 

Parallel wurden reformkritische thematiken aus dem PsP konti-

nuierlich visualisiert und unter berücksichtigung der zeitlichen ab-

hängigkeiten im Gesamtprojekt als Projektablaufplan dargestellt. 

zu beginn des Projekts Polizeireform wurden drei Prioritäten2  

definiert. Die voranschreitende Projektarbeit und die sich kon-

kretisierenden Plandaten erforderten zu beginn des jahres 2013 

eine aktualisierung in diesem bereich mit letztlich insgesamt 

sieben Prioritäten:

im master-PsP waren zuletzt rund 2.200 arbeitspakete für den Pro- 

jektstab und die (Querschnitts-)Projekte registriert. alle wesentlichen 

arbeitspakete der Prio 1 bis 5 konnten bis zum start der Polizeireform 

finalisiert werden. annähernd 200 arbeitspakete mit teils landesweiter 

bedeutung3 wurden im Projektverlauf mit der Priorität 6 ff. bewertet 

und zur abarbeitung an die folgeorganisation des Projektstabs, die 

stabstelle Polizeireform, sowie die regelorganisation übergeben.

erfolgsentscheidend war eine proaktive und parallel zum Projekt-

fortschritt durchgeführte Öffentlichkeitsarbeit – intern wie auch 

extern. Das konzept musste dabei das informationsbedürfnis aller 

unmittelbar und mittelbar von der reform betroffenen beschäftig-

ten der Polizei, der polizeilichen führungskräfte, der politischen 

ebene und selbstverständlich der Öffentlichkeit berücksichtigen. 

jede zielgruppe sollte gesondert angesprochen und die für sie 

relevanten informationen bereitgestellt werden.

Den auftakt bildeten im frühjahr 2012 vier regionalkonferenzen. 

mit einem informationspaket auf Grundlage des eckpunktepa-

piers startete innenminister Gall und alle polizeilichen entschei-

dungsträger die Öffentlichkeitsarbeit innerhalb der Polizei. im 

fokus stand die Vorstellung und erläuterung des Projektziels. 

zudem konnten die teilnehmerinnen und teilnehmer fragen an 

die Verantwortlichen richten. 

Unzählige termine des innenministers, des ministerialdirektors, 

des landespolizeipräsidenten und des Gesamtprojektverantwort-

lichen auf landesebene, beispielsweise beim kreis- und städte-

tag, sowie auf regionaler und lokaler ebene schlossen sich in 

den folgemonaten an. mit politischen mandatsträgerinnen und 

–trägern erfolgten, unabhängig ihrer zugehörigkeit zu bundes- 

oder landtag baden-Württemberg, fortlaufend Vor-ort-termine. 

zusätzlich wurden die Gespräche mit berufs- und interessenver-

tretungen intensiviert. auf ebene der Projekte waren die Projekt-

verantwortlichen kontinuierlich für fragen ihrer beschäftigten 

ansprechbar. 

Die direkte kommunikation allein ist nicht ausreichend und kann 

über einen zeitraum von annähernd zwei jahren durch die obers-

te führungsebene auch nicht geleistet werden. Weitere formen 

der information waren daher erforderlich. Neben klassischen 

Pressemitteilungen, abgestimmt zwischen der Pressestelle des 

innenministeriums und dem Projektstab Polizeireform, schreiben 

zu internen und externen anfragen, mitarbeiterbriefe, das eigens 

kreierte format reformiNfo sowie ein umfangreicher intra-

net- und internetauftritt des Gesamtprojekts und der teilprojekte 

für ihren aufgabenbereich bildeten ein vielfältiges und auf die 

unterschiedlichen bedürfnisse ausgerichtetes angebot.

selbstverständlich waren die medien als multiplikatoren wichtigs-

ter adressat der externen Öffentlichkeitsarbeit. Durch Pressemit-

teilungen und Hintergrundgespräche wurden die auswirkungen 

der Polizeistrukturreform an die bevölkerung als kunden der 

polizeilichen serviceleistungen transportiert. Durch rund 140 

landtagsanfragen wurde das informationsbedürfnis des Parla-

ments bedient und zudem einer breiten Öffentlichkeit die Gründe 

für die neue struktur und häufig auch der lokale oder regionale 

sachstand der Polizeireform vermittelt. Diskussionen innerhalb 

des landtags, der fachausschüsse oder in parteiinternen und 

-übergreifenden zirkeln ergänzten die schriftlichen auskünfte.

Die Öffentlichkeitsarbeit wird auch nach Umsetzung der  

reform fortgesetzt. Die auswirkungen und weiteren reali- 

sierungsschritte werden ebenso transparent dargestellt,  

wie die arbeit des Gesamtprojekts.

Projektbegleitende  
Öffentlichkeitsarbeit/Kommunikation 

Projektcontrolling und Berichtswesen



chronoloGIe deS ProJeKtVerlauFS

1716

Chronologie des Projektverlaufs
24. April bis 17. Dezember 2012

*  PJF = Projekt-Jour fixe
** LA = Lenkungsausschusssitzung
*** WS =  Workshop des Gesamtprojektverantwortlichen mit dem Projektstab Polizeireform und den Projektleitern  

 der Regional- und Spezialpräsidien und des Landeskriminalamts sowie den Querschnittsprojektleitern zur Erarbeitung 
des Projektstrukturplans (Moderation: Akademie der Polizei Freiburg, Führungstraining)

FOrmale geBurtsstunde 
der POlizeireFOrm Baden-WürrtemBerg 
am 24. april 2012 fiel mit dem ministerratsbeschluss der start-

schuss für die Polizeireform baden-Württemberg. auf basis der 

bereits bekannten eckpunkte beauftragte die landesregierung 

das innenministerium spätestens bis zum ende des vierten 

Quartals 2012 eine konzeption zur Umsetzung der Polizeireform 

zu erstellen. somit wurden auch die bereits gestarteten Planungs-

arbeiten zur Umsetzung der Polizeireform formal legitimiert. Der 

ministerratsbeschluss enthielt neben der Umsetzungskonzeption 

den auftrag, ein Polizeistrukturreformgesetz, eine Wirtschaftlich-

keitsbetrachtung sowie eine konzeption zur sozialverträglichen 

Umsetzung zu erstellen. 

Die Umsetzungskonzeption konkretisierte die im eckpunktepa-

pier empfohlene organisationsänderung und legte die hierfür 

notwendigen zeitläufe fest. Dadurch werden mit ausnahme des 

landeskriminalamts und der Hochschule für Polizei Villingen-

schwenningen alle Polizeidienststellen und einrichtungen der Po-

lizei aufgelöst. Dafür werden zwölf regionale Polizeipräsidien, ein 

Polizeipräsidium einsatz sowie ein Präsidium technik, logistik, 

Haushaltsführung. Demnach sind Untersuchungen der Wirt-

schaftlichkeit bei sämtlichen maßnahmen und reformen in der 

öffentlichen Verwaltung Pflicht. Die vom ministerrat in auftrag 

gegebene Wirtschaftlichkeitsbetrachtung diente somit als instru-

ment zur Umsetzung dieses Grundsatzes. ziel war, die günstigste 

relation zwischen dem verfolgten zweck und den eingesetzten 

mitteln zu erarbeiten. 

als ausdruck der fürsorgepflicht des Dienstherrn und der arbeit-

geberpflichten sollten die im rahmen der Polizeireform notwen-

digen Personalveränderungsmaßnahmen sozialverträglich und 

möglichst einvernehmlich mit den betroffenen beschäftigten 

erfolgen. Durch die Dienstvereinbarung zur sozialverträglichen 

Umsetzung wurde festgehalten, dass die anstehenden maßnah-

men in einem angemessenen und ausgewogenen Verhältnis zu 

den sozialen und wirtschaftlichen belangen der beschäftigten 

einerseits und der erreichung der mit der reform beabsichtigten 

ziele andererseits stehen.

Die Umsetzungsplanungen erfolgten im Gesamtprojekt in einer 

Gesamtprojektstruktur. rund zwei bzw. drei monate nach bekanntga-

service der Polizei errichtet. Der künftigen Hochschule für Polizei 

baden-Württemberg werden die bisherigen Polizeischulen der 

bereitschaftspolizei zugeordnet und die fortbildungsaufgaben der 

akademie der Polizei sowie die aufgaben der Personalgewinnung 

als staatliche aufgaben übertragen. Die bisherige (mittel-)ebene 

der Polizei bei den regierungspräsidien (landespolizeidirektionen) 

entfällt. Die aufgaben werden auf die neuen Dienststellen und 

einrichtungen, das landespolizeipräsidium im innenministerium 

sowie auf das landeskriminalamt verteilt. Die neuen Polizei-

dienststellen und -einrichtungen werden dem innenministerium 

unmittelbar nachgeordnet. 

mit dem Polizeistrukturreformgesetz musste die rechtliche Grund-

lage für die neue struktur des Polizeivollzugsdienstes der Polizei 

baden-Württemberg erarbeitet werden. es bestimmt die auflösung 

der alten und die errichtung der neuen Polizeidienststellen und 

legt deren zuständigkeiten fest. Durch die anpassung bestehen-

der rechtsvorschriften an die neue struktur gewährleistet es 

einen reibungslosen Übergang und damit die kontinuität in der 

aufgabenerfüllung.

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist eine Grundregel öffentlicher 

be der spezialpräsidien und der regionalen Polizeipräsidien inklusive 

deren standorte und flächenzuschnitte wurden im juni und juli 2012 

auch die standorte der Verkehrspolizeidirektionen, die Verkehrskom-

missariate und auch die kriminalkommissariate räumlich verankert. 

somit wurden frühzeitig weitere Grundsteine für eine effektive und 

professionelle Polizeiarbeit fixiert und für die beschäftigten klarheit 

hinsichtlich der noch ausstehenden Dienstorte geschaffen. mit 

der festlegung im september 2012, die zukünftigen regionalen Poli-

zeipräsidien nach ihrem jeweiligen standort zu benennen, wurde die 

zukünftige Polizeiarchitektur zusehends konkreter und greifbarer. 

in einem Workshop unter beteiligung des Hauptpersonalrats der 

Polizei, Vertretern des Querschnittsprojektes 6 (recht/Personal/finan-

zen/landespolizeipräsidium) und des Projektstabes wurden in einer 

Gemeinsamen erklärung zur weiteren einbindung des Hauptper-

sonalrats der Polizei in die Umsetzung des Projekts Polizeireform 

leitsätze zur einbindung des Hauptpersonalrats der Polizei in die 

Umsetzung der Polizeireform erarbeitet. am 24. juli 2012 wurde die 

Gemeinsame erklärung durch Herrn ministerialdirektor Dr. zinell, 

Herrn Gesamtprojektverantwortlichen klotter und den Vorsitzenden 

des Hauptpersonalrats der Polizei, Herrn lautensack, unterschrieben. 

24. april bis 17. dezember 2012

startschuss POlizeireFOrm

ministerrats-
beschluss
24.4.12

bekanntgabe  
der standorte der Verkehrs-
polizeidirektionen  
5.6.12

bekanntgabe  
der standorte  
der Verkehrs-  
und kriminal -

kommissariate
31.7.12

1. la**: 
11.7.12Pjf*

27.4.12
Ws ***
21./22.5.12

Pjf
25.6.12

Pjf
26.7.12

Pjf
13.9.12

Pjf
16.10.12

Pjf
12.11.12

Pjf
12.12.12

3. la: 
20.8.12

4. la: 
26.9.12

5. la: 
18.10.12

6. la: 
23.11.12

7. la: 
17.12.12

bekanntgabe der
Präsidiumsbezeichnungen
26.9.12

leitsätze zur einbindung  
des Hauptpersonalrates 
der Polizei in die Umset-
zung der Polizeireform
unterschrieben
24.7.12

April 2012 Mai 2012 Juni 2012 Juli 2012 August 2012 September 2012 Oktober 2012 November 2012 Dezember 2012

24. april bis 17. dezember 2012

2. la: 
24.7.12
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veranstaltungen vor ort, den ibV-ansprechpartnern der Projekte 

und aufwachsenden informationsseiten im intranet wurden die 

beschäftigten ausführlich zum ibV informiert. Nachdem auch 

der Hauptpersonalrat der Polizei und der Hauptpersonalrat des 

innenministeriums der konzeption des interessenbekundungs 

-ver fahrens zugestimmt hatten, startete mitte märz 2013 die 

eingabephase des ibV. knapp vier Wochen lang konnten die be-

schäftigten ihre Verwendungswünsche und Negativabgrenzungen 

sowie die persönlichen belange in die eigens dafür geschaffene 

Datenbank eingeben oder schriftlich mitteilen. 

mit der Unterzeichnung der Dienstvereinbarung zur sozialverträg-

lichen Umsetzung am 16. april 2013 durch den innenminister und 

KaBinett stellt Weitere Weichen Für  
die POlizeireFOrm Baden-WürttemBerg
am 18. Dezember 2012 stellte innenminister reinhold Gall dem 

kabinett das Umsetzungskonzept für die Polizeireform, das 

konzept zur sozialverträglichen Umsetzung, den entwurf des 

Polizeistrukturreformgesetzes sowie die vom innenministerium 

in abstimmung mit dem ministerium für Wirtschaft und finanzen 

erstellte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung (siehe auch fachthema, 

seite 27) vor. Der ministerrat stimmte den vorgelegten konzepten 

zu und beauftragte das innenministerium mit deren Umsetzung 

sowie der Vorlage des Gesetzesentwurfs im ersten Quartal 2013. 

im januar 2013 stimmten alle fachlich betroffenen ministerien 

dem entwurf zum Polizeistrukturreformgesetz zu. somit konnte 

die Vertreter der beiden Hauptpersonalräte wurde ein weiterer 

meilenstein der sozialverträglichen Umsetzung der Polizeireform 

gesetzt und das vom ministerrat beauftragte konzept zur sozial-

verträglichen Umsetzung weiter konkretisiert. 

am 14. mai 2013 beschloss das landeskabinett, den Gesetz-

entwurf zur Umsetzung der Polizeistrukturreform in den land-

tag einzubringen. Der zeitplan der Polizeireform sah vor, das 

Gesetzgebungsverfahren im dritten Quartal 2013 – noch vor der 

parlamentarischen sommerpause – abzuschließen und somit 

zum januar 2014 die Voraussetzungen für die operative Umset-

zung der Polizeireform und das inkrafttreten des Polizeistruktur-

reformgesetzes zu schaffen. 

bereits am 5. februar 2013 das Polizeistrukturreformgesetz durch 

den ministerrat zur anhörung freigegeben werden. in der folge 

wurden die Gewerkschaften, die kommunalen landesverbände, 

der landesbeauftragte für den Datenschutz sowie die Verbände 

der richter und staatsanwälte zum Gesetzesentwurf angehört. 

am 4. märz 2013 begann die sogenannte informationsoffensive 

zum interessenbekundungsverfahren (ibV), die alle beschäftigten 

der Polizei auf die bevorstehenden maßnahmen und zeitläufe 

vorbereitete. Das ibV war teil der konzeption zur sozialver-

träglichen Umsetzung und ermöglichte allen beschäftigten der 

Polizei, eigene Wünsche in die Personalkonzepte der künftigen 

Dienststellen einfließen zu lassen. mit zahlreichen informations-
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Chronologie des Projektverlaufs
18. Dezember 2012 bis 17. Juli 2013

chronoloGIe deS ProJeKtVerlauFS

*  PJF = Projekt-Jour fixe
** LA = Lenkungsausschusssitzung
***  WS =  Workshop des Gesamtprojektverantwortlichen mit dem stellvertretenden  

Gesamtprojektverantwortlichen, den Projektleitern der Regional- und Spezialpräsidien  
und des Landeskriminalamts sowie Vertretern des Querschnittsprojekts 6 und dem Leiter  
der Akademie der Polizei (Moderation: Akademie der Polizei Freiburg, Führungstraining) 

ministerrats-
beschluss
18.12.12

freigabe anhörung
Polizeistruktur reformgesetz
5.2.13

9. la: 
18.3.13

Pjf*
9.1.13

8. la**:
4.2.13

Pjf
27.3.13

Pjf
22.2.13 Pjf

13.5.13
Pjf
24.6.13

10. la: 
23.4.13

Ws ***
29./30.4.13

start des interessen - 
 bekundungsverfahren
4.3.13

Unterzeichnung der  
Dienstvereinbarung zur  
sozialverträglichen  
Umsetzung 16.4.13

Vergabekammer baden- 
Württemberg bestätigt  
recht mäßigkeit bei der  
auftragsvergabe der  
leitstellentechnik 2.7.13

Dezember 2012 Januar 2013 Februar 2013 März 2013 April 2013 Mai 2013 Juni 2013 Juli 2013
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mit der Unterzeichnung der Dienstvereinbarung telearbeit zur 

sozialverträglichen Umsetzung am 22. august 2013 durch den 

ministerialdirektor des innenministeriums und die beiden Haupt-

personalratsvorsitzenden wurde ein weiterer meilenstein der sozi-

alverträglichen Umsetzung der Polizeireform baden-Württemberg 

erreicht. mit dieser Dienstvereinbarung wurde unter anderem die 

möglichkeit zur alternierenden telearbeit geschaffen. 

POlizeistruKturreFOrmgesetz VOm landtag 
VeraBschiedet – reFOrm legitimiert 
Nachdem am 20. juni 2013 die erste beratung zum Gesetzentwurf 

zur Umsetzung der Polizeistrukturreform erfolgte, wurde dieser 

in der zweiten beratung am 18. juli 2013 durch den landtag 

verabschiedet. Die gesetzliche Grundlage zum start der neuen 

Polizeiorganisation im januar 2014 wurde damit gelegt und der 

avisierte zeitplan der Polizeireform eingehalten. ab dem 23. juli 

2013 wurde allen beschäftigten der Polizei im nächsten schritt 

des ibV, dem sogenannten anhörungsverfahren, mitgeteilt, in 

welcher organisationseinheit und grundsätzlich auch an welchem 

Dienstort sie zukünftig arbeiten werden. Nach der anhörungs-

bis zum inkrafttreten des Polizeistrukturreformgesetzes am  

1. januar 2014 wurden die logistisch-administrativen Voraus-

setzungen für die zukünftige organisationsänderung geschaffen. 

trotz verschiedener Übergangslösungen war die funktionsfähig-

keit der Polizei am 01. januar 2014 gewährleistet.

 

phase, die ende august 2013 endete, sowie der anschließenden 

beteiligung der Personal- und interessensvertretungen bis zum 

1. Dezember konnten die Versetzungsverfügungen im Dezember 

2013 versandt werden. 

zeitgleich mit dem start des anhörungsverfahrens für die be-

schäftigten wurde der ministerrat in seiner sitzung am 23. juli 

2013 vom innenminister über die beabsichtigte bestellung der 

neuen Polizeipräsidenten, des landeskriminal- sowie landespoli-

zeidirektors und der neuen Vizepräsidentinnen beziehungsweise 

-präsidenten der Polizei informiert. 

Dezember 2013:  
Versand der

Versetzungsverfügungen

*  PJF = Projekt-Jour fixe
** LA = Lenkungsausschusssitzung
***  WS =  Führungs-Workshop des Landespolizeipräsidenten mit dem Inspekteur der Polizei, den Referatsleitern des Landespolizeipräsidiums,  

dem zukünftigen  stellvertretenden Landespolizeipräsidenten und den zukünftigen Polizeipräsidenten der Regional- und Spezialpräsidien  
sowie des Landeskriminalamtes (Moderation: Akademie der Polizei Freiburg, Führungstraining)

start neuorganisation 1. januar 2014

Chronologie des Projektverlaufs
18. Juli bis 31. Dezember 2013

chronoloGIe deS ProJeKtVerlauFS

start der anhörungsphase des  
interessenbekundungsverfahrens 23.7.13

information an den ministerrat 
über die beabsichtigte bestellung 
der zukünftigen Präsidenten und 
Vizepräsidenten 23.7.13

Unterzeichnung der  
Dienstvereinbarung 
telearbeit
22.8.13

11. la**:
 19.7.13

Pjf
18.9.13

Pjf
22.10.13

Pjf
10.12.13

Pjf
14.8.13

Pjf*
18.7.13

12. la: 
24.10.13

13. la: 
18.12.13

Ws***
7./8.11.13

start des interessen - 
 bekundungsverfahrens
4.9.13

Verabschiedung
Polizeistrukturreformgesetz
18.7.13

führungswechsel beim  
landespolizeipräsidium

1.10.13

Juli 2013 August 2013 September 2013         Oktober 2013 November 2013 Dezember 2013
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im zuge der Projektarbeit wurde die im eckpunktepapier empfoh-

lene struktur der Polizei fortlaufend überprüft und soweit fachlich 

erforderlich entsprechend angepasst. Nachfolgend werden die 

wesentlichen Weiterentwicklungen und anpassungen dargestellt: 

Bei den regiOnalen POlizeiPräsidien
   aufbau der Verkehrspolizeidirektion 

an standorten, an denen mehrere Verkehrsaufgaben zu-

sammenfallen, werden Verkehrskommissariate gebildet. Die 

Verkehrspolizeidirektion kann damit aus bis zu drei organisati-

onseinheiten, der Verkehrspolizeidirektion, den Verkehrskom-

missariaten und den autobahnpolizeirevieren bestehen.

   Vierte säule Verwaltung 

Die referate finanzen, Personal sowie recht und Datenschutz 

werden in einer Verwaltungseinheit gebündelt. Diese Verwal-

tungseinheit bildet die vierte säule in der inneren aufbauor-

ganisation der regionalen Polizeipräsidien neben der Direktion 

Polizeireviere, der kriminalpolizeidirektion und der Verkehrspo-

lizeidirektion. 

   aufgaben jugendschutz und jugendgefährdung  
zur bündelung der strategischen, konzeptionellen und koordina-

tiven aufgaben in den bereichen des jugendschutzes und der 

jugendgefährdung erfolgt die ansiedlung der fachkoordination 

jugendschutz und jugendgefährdung im referat Prävention der 

regionalen Polizeipräsidien. Die koordination der ermittlungen 

für den bereich jugendlicher intensivtäter sowie die fachkoori-

dination für die repressive bekämpfung der jugendkriminalität 

bei der kriminalpolizei übernimmt die kriminalinspektion 2 (k2). 

Bei der hOchschule Für POlizei Baden-WürttemBerg 
(hFPOl BW)
    namensänderung des Polizeipräsidiums Bildung in hochschule 
für Polizei Baden-Württemberg  
zur klarstellung der Hochschulautonomie. Die Hochschule für 

Polizei nimmt zudem die aufgaben eines Präsidiums bildung 

und Personalgewinnung als zugeordnete staatliche aufgabe 

wahr, bei der das innenministerium die aufsicht führt.

Beim Präsidium techniK, lOgistiK, serVice der POlizei 
(Ptls POl) 
   die Fachkräfte für arbeitssicherheit (Fasi)  
verbleiben organisatorisch und personell bei den regionalen 

Polizeipräsidien und auch bei den neuen spezialpräsidien im 

referat recht. Die koordinierende fachkraft für arbeitssicher-

heit wird beim Ptls Pol angesiedelt. 

   Polizeiärztlicher dienst (Päd) auf fünf standorte konzentriert 
dies sind die standorte stuttgart, biberach, lahr, böblingen und 

sinsheim. 

   Koordinierende stelle des digitalfunks Baden-Württemberg 
zum Ptls Pol 
Dem reformgedanken größtmöglicher bündelung und zentra-

lisierung folgend, wurde die koordinierende stelle des Digital-

funks baden-Württemberg (ksDbW) beim Ptls Pol angesiedelt. 

   der Kampfmittelbeseitigungsdienst  
verbleibt beim regierungspräsidium stuttgart und wird nicht 

dem Ptls Pol angegliedert. 

   das landespolizeiorchester wird dem Ptls Pol  
unter dem Gesichtspunkt der konzentration der landesweiten 

serviceaufgaben zugeordnet. 

   die stabsstelle it-sicherheit  
wird dem Präsidenten des Ptls Pol zugewiesen.

   Weiterentwicklung der aufbauorganisation  
indem zum beispiel die fortbildung eigenständig in einem 

institut verortet und die aufgabe Personalgewinnung in das 

institut für management integriert wurde. Weitere anpassungen 

erfolgten, um den bedürfnissen an ein einträgerbildungsmodell 

gerecht werden zu können. 

Beim POlizeiPräsidium einsatz (PP einsatz)
   aufbau der mobilen einsatzkommandos (meK)  
an vier standorten  

Göppingen, karlsruhe, freiburg und im raum stuttgart unter 

steigerung der Verfügbarkeit von bisher zehn auf künftig elf 

einsatzgruppen.

   ansiedlung des Kompetenzteams motorrad beim PP einsatz

   trainings- und Kompetenzzentrum Polizeihundeführer 
Die Polizeihundeführerschule wird von der HfPol bW zum PP 

einsatz verlagert und zum trainings- und kompetenzzentrum 

Polizeihundeführer umbenannt. es wird um die aufgabe der 

zentralen Vorhaltung von Personenspürhunden (mantrailer) 

ergänzt. 

   die Bereitschaftspolizeidirektionen  
Bruchsal und göppingen  
werden jeweils in eine einsatzabteilung mit jeweils einer 

beweissicherungs- und festnahmeeinheit und dislozierten 

einheiten (südbaden und bodenseeregion), zwei einsatzabtei-

lungen mit jeweils einer beweissicherungs- und festnahme-

einheit, einer reiterstaffel (mannheim und stuttgart) und in  

eine technische einsatzeinheit gegliedert.

   das landespolizeiorchester  
wird dem Präsidium technik, logistik, service  

der Polizei zugeordnet.

Beim landesKriminalamt (lKa) 
   zentrale Bearbeitung von komplexen Wirtschaftsdelikten 

zur zentralen bearbeitung aller von den schwerpunktstaats-

anwaltschaften zugewiesenen fälle der Wirtschaftskriminalität 

werden die spezialisierten sachbearbeiter beim lka konzent-

riert. im bereich der schwerpunktstaatsanwaltschaft mannheim 

wird eine außenstelle eingerichtet.

   ansiedelung der Koordinierungs- und entwicklungsstelle Ver-
kehrsprävention (KeV) beim lKa 

Um auf allen ebenen eine durchgängige integration von Ver-

kehrsunfall- und kriminalprävention gewährleisten zu können, 

wird die keV beim landeskriminalamt angesiedelt. 

   Verortung verschiedener Koordinierungsstellen beim lKa  

Die koordinierungsstelle sonderkommission Größere scha-

densereignisse (kost sGs), die sicherheitskooperation Polizei 

bW mit der bundespolizei, dem zoll und der steuerfahndung 

(siko bW) sowie die koordinierungsstelle Verhandlungsgruppe 

(kost VG) / beratergruppe werden zur Gewährleistung einer 

fachlich und organisatorisch zusammenhängenden anbindung 

dem lka angegliedert.

   gemeinsame ermittlungsgruppe rauschgift (ger) an zwei 
standorten konzentriert 
Durch die veränderte aufgabenabgrenzung zwischen den 

Dezernaten für organisierte kriminalität und rauschgiftkrimi-

nalität der regionalen Polizeipräsidien und der Ger wird eine 

zwei-standortlösung mit Dienstsitzen in stuttgart und karlsruhe 

eingeführt. 

   zentrum für sicherheitsforschung (zfs)  
Der bedarf der einrichtung des zentrums für sicherheitsfor-

schung beim lka ergab sich aus den rasanten technologischen 

entwicklungen die eine strategische früherkennung und sicher-

heitsforschung für die Polizei notwendig macht. Die anbindung 

beim landeskriminalamt berücksichtigt, dass dort bereits 

polizeiliches aber auch wissenschaftliches knowhow aus den 

verschiedensten bereichen vorhanden ist. 

 

Weiterentwicklung des Eckpunktepapiers

weIterentwIcKlunG deS ecKPunKtePaPIerS
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im rahmen der Dienstvereinbarung haben sich die Vereinba-

rungspartner darauf verständigt, die vereinbarten Grundsätze 

zeitnah hin zu einem flächendeckenden angebot von telearbeit 

bei allen Dienststellen und einrichtungen der Polizei weiterzu-

entwickeln. 

umzugsKOstenVergütung und geWährung  
VOn trennungsgeld
bei Versetzungen und abordnungen aufgrund der Polizeireform 

sind für die Prüfung, ob ansprüche von beschäftigten auf Geld-

leistungen bestehen, die regelungen des landesumzugskosten-

gesetzes und der trennungsgeldverordnung anzuwenden. Die 

gesetzlichen regelungen sehen bestimmte fallgruppen vor, in 

denen Umzugskostenvergütung für beschäftigte zugesagt werden 

kann sowie ansprüche auf trennungsgeld entstehen können. 

ergänzend dazu beinhaltet das Polizeistrukturreformgesetz im art. 

6 Härtefallregelungen, die den bezug von trennungsgeld erleich-

tern, indem auf die zusage der Umzugskostenvergütung verzich-

tet wird. als Härtefälle aufgeführt sind beamtinnen und beamte, 

die das 61. lebensjahr - bei beamten des Polizeivollzugsdienstes 

oder im falle einer schwerbehinderung das 58. lebensjahr – zum 

Versetzungszeitpunkt vollendet haben, die um mindestens 50 % 

erwerbsgemindert oder schwer und längerfristig erkrankt sind. 

Darüber hinaus begründen die schwere erkrankung von angehö-

rigen oder Wohneigentum unter bestimmten Voraussetzungen 

einen Härtefall.  

VerlauF des interessenBeKundungsVerFahrens (iBV)
Nach der eingabephase des ibV im märz/april 2013 entwickelten 

die Projekte in zusammenarbeit mit den Personalkommissionen 

und den personalverwaltenden stellen in zwei „schleifen“ die 

Personalkonzepte für die zukünftigen Präsidien. Die personalver-

waltenden stellen hatten die vorgesehenen Dienstpostenzuwei-

sungen auf sozialverträglichkeit und zumutbarkeit geprüft. Dank 

der zügigen arbeit in den Projekten und den personalverwal-

tenden stellen konnte die anhörungsphase als formaler auftakt 

für das eigentliche Versetzungsverfahren für die beschäftigten 

im mittleren und gehobenen Dienst und vergleichbare tarifbe-

schäftigte zwei Wochen früher gestartet werden als ursprünglich 

geplant. Die beschäftigten hatten dadurch deutlich mehr zeit, sich 

zu ihren geplanten Verwendungen zu äußern. 
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dienstVereinBarung üBer die sOzialVerträgliche  
umsetzung der POlizeireFOrm
als ausdruck der fürsorgepflicht des Dienstherrn sollten die im 

rahmen der Polizeireform notwendigen Personalveränderungs-

maßnahmen sozialverträglich und möglichst einvernehmlich 

mit den betroffenen erfolgen. Die Grundlage dafür bildete das 

konzept zur sozialverträglichen Umsetzung und das interessenbe-

kundungsverfahren der Polizeireform sowie eine mit den Haupt-

personalräten des innenministeriums und der Polizei vereinbarte 

„Dienstvereinbarung über die sozialverträgliche Umsetzung“. auf 

der basis von standards früherer strukturreformen in der landes-

verwaltung schreibt die Dienstvereinbarung verbindliche maß-

nahmen und möglichkeiten vor und sichert bspw. allen reformbe-

troffenen beschäftigten zu, dass ihnen ein gleichwertiger - soweit 

erforderlich behindertengerechter - Dienstposten oder arbeits-

platz möglichst am bisherigen Dienstort angeboten wird und bis 

zum inkrafttreten der Polizeireform alle beförderungsmöglichkei-

ten ausgeschöpft werden. im Hinblick auf besondere tariffragen 

wurde aufgenommen, dass aus dem sog. Nichtvollzugskonzept 

vorhandene mittel noch im laufe des ersten Halbjahres 2013 für 

die Höhergruppierungen von arbeitnehmerinnen und arbeitneh-

mern in den Datenstationen genutzt werden. 

für alle beschäftigten und als möglichkeit zur milderung der aus 

einem Dienstortwechsel resultierenden erschwernisse verweist 

die Dienstvereinbarung auf die nachfolgend konkretisierten rege-

lungen im zusammenhang mit der Umzugskostenvergütung und 

dem trennungsgeld sowie den abschluss einer eigenständigen 

Dienstvereinbarung zur telearbeit im rahmen der sozialverträgli-

chen Umsetzung. 

telearBeit und dislOzierte arBeitsPlätze
Die mit den beiden Hauptpersonalräten abgeschlossene Dienst-

vereinbarung telearbeit im rahmen der sozialverträglichen Um-

setzung sieht landesweit vor, dass beschäftigte einen teil ihrer 

arbeitszeit zu Hause und einen teil in der Dienststelle erbringen 

können, um reformbedingte Dienstortwechsel sozial abzufedern. 

Der häusliche arbeitsplatz wird dazu von der Dienststelle mit 

moderner iuk-technik ausgestattet.

Neben der alternierenden telearbeit gibt es auch andere inst-

rumente, mit denen die Versetzung von beschäftigten zu ihren 

neuen Dienststellen sozialverträglich gestaltet werden kann. 

Priorisierte alternativen sind etwa ausgelagerte arbeitsplätze, 

eine individuelle arbeitszeitflexibilisierung und das temporäre 

abweichen von vorgesehenen Personalstärken. Diese möglichkei-

ten sind vordringlich zu prüfen, ehe ein telearbeitsplatz eingerich-

tet wird. 

Fachthemen
Sozialverträgliche Umsetzung der Polizeireform 

FachtheMen

PrOjeKt dienstOrtWechsler* dislOzierte  arbeitsplätze** telearBeitsPlätze  sVu** „härteFälle„**

01 PP s 6

02 PP ma 409 11

03 PP HN 156 70

04 PP ka 282 9 2

05 PP lb 249

06 PP aa 247 25

07 PP oG 187 33

08 PP rt 258

09 PP Ul 329 11

10 PP fr 224 41

11 PP tUt 273 11

12 PP kN 242 9

13 PP einsatz 193 11

14 HfPol 62 2 1

15 Ptls Pol 132 27 3

16 lka 56 18 13 14

lPP 3

Gesamt 3.324 *** 267 19 25

*auswertung IBV      ** Meldung Projekte      *** incl. 16 weiteren Personen, die noch keinem Projekt zugewiesen sind                                  Stand: 12.09.2013

umFassende inFOrmatiOn aller BeschäFtigten und dV-schulungen

dateneingaBe üBer POlizei-Online

ausWertung und steuerung der daten an die PrOjeKte

ausarBeitung regiOnaler PersOnalKOnzePte und Beteiligung PersOnalKOmmissiOnen

PrüFung der VOrschläge durch PersOnalVerWaltende stellen und ggF. clearingstelle

anhörung der BeschäFtigten

PrüFung VOn einWänden / aBschliessende entscheidung

FOrmelle PersOnalratsBeteiligung

Fertigstellung und zustellung der VersetzungsVerFügungen

4 WOchen

3 WOchen

4 WOchen

8 WOchen

3 WOchen

5 WOchen

4 WOchen

10 WOchen

2 WOchen
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statistiK
insgesamt haben die Projekte und die PVs annähernd 32.000 

Datensätze bearbeitet. 16.650 (entspricht 52 Prozent) beschäftigte 

haben sich am ibV aktiv beteiligt. 80 Prozent dieser beschäftig-

ten erhalten in der neuen organisation einen wunschgemäßen 

Dienstposten. Wunschgemäß bedeutet, dass einer der maximal 

drei Wünsche erfüllt, ggf. eine vorgebrachte konkretisierung oder 

Negativabgrenzung berücksichtigt oder zwischen Projekt und der/

dem beschäftigten einvernehmen über eine alternative erzielt 

werden konnte. rund 5.230 teilnehmerinnen und teilnehmer 

am ibV sind nicht unmittelbar reformbetroffen. auch bei diesem 

Personenkreis konnten für über 3.800 beschäftigte (73 Prozent) 

wunschgemäße Verwendungen gefunden werden. 

anhörung
alle im rahmen der Polizeireform zu versetzenden beschäftigten 

wurden zur geplanten Verwendung angehört. Ca. 21.000 be-

schäftigte haben darauf aktiv reagiert und sich zur im rahmen 

des reformgesetzes gesetzlich neu geschaffenen obligatorischen 

beteiligung des abgebenden Personalrats geäußert. etwa 3.560 

davon haben sich ergänzend freitextlich geäußert. jeweils ca. 

40 Prozent dieser teilnehmerinnen und teilnehmer brachten 

dabei ihr einverständnis sowie ihre freude über die geplante 

Verwendung zum ausdruck oder äußerten sich ablehnend bzw. 

unzufrieden. Generell bat rund ein Drittel der sich äußernden 

beschäftigten lediglich um ergänzende informationen zu ihrem 

vorgesehenen Dienstposten. Ca. 9.500 beschäftigte haben sich an 

der anhörung nicht aktiv beteiligt. Die anhörungsphase endete 

planmäßig zum 27. august 2013. Darin vorgebrachte einwände 

wurden im anschluss einer abschließenden Prüfung unterzogen 

und das ergebnis den betroffenen mitgeteilt. 

dienstOrtWechsel
reformbedingt wechselten ca. 3.320 beschäftigte zum 01. januar 

2014 ihren Dienstort. bei ca. 2.500 beschäftigten erfolgt der 

Wechsel aufgrund einer wunschgemäßen Verwendung. Weitere 

Dienstortwechsel werden sich voraussichtlich sukzessive aus 

der realisierung neuer liegenschaften und der entflechtung von 

bildungs- und einsatzbereich der bisherigen bereitschaftspolizei 

ergeben.

BeteiligungsVerFahren
im zeitraum vom 24. september bis zum 1. Dezember 2013 

erfolgte die formelle beteiligung der Personalvertretungen zu den 

aus der reform resultierenden rund 31.000 Versetzungen. Die 

nach dem landespersonalvertretungsrecht vorgesehen beteili-

gungsfrist für die zum 24. september vorgelegten Personalfälle 

endete mit ablauf des 5. November 2013. in nahezu allen fällen 

stimmte die Personalvertretung den Versetzungen zu. zum  

jahreswechsel waren landesweit lediglich in 32 fällen (entspricht 

1,1 Promille) personalvertretungsrechtliche stufenverfahren 

anhängig.

FachtheMen

PersOnal VerWaltende 
stelle

VOrgelegte  
PersOnalFälle

zustimmung
VOrliegend

stuFenVerFahren

PP s 2.691 2.691 0

lPD ka 6.826 6.813 13

lPD s 6.792 6.773 19

lPD fr 4.892 4.892 0

lPD tÜ 3.568 3.568 0

akadPol 161 161 0

bPP 5.170 5.167 0

lka 417 417 0

HfPol 98 98 0

im 402 402 0

summe 31.017 30.982 35

Stand: 29.11.2013

Die leistungsfähigkeit der Polizei baden-Württemberg hätte mit 

der bisherigen struktur nur dann gewährleistet werden können, 

wenn in erheblichem Umfang Neustellen (rund 1.000) geschaffen 

worden wären. mit blick auf die Haushaltslage und sparverpflich-

tungen des landes wurde dieses szenario als absolut unrealis-

tisch bewertet. Durch die Polizeistrukturreform kann der Haushalt 

bereits mittelfristig entlastet werden. Hierzu sind in der anfangs-

phase jedoch zusätzliche mittel erforderlich. 

Die Umsetzung der Polizeistrukturreform erfordert in den jahren 

2013 bis 2028 einen voraussichtlichen brutto-finanzbedarf in 

Höhe von insgesamt rund 336 millionen euro, dem minderbe-

darfe/einsparungen von rund 213 millionen euro gegenüber  

stehen. insgesamt bleiben somit 123 millionen euro als kosten  

für die Polizeistrukturreform. Diese stellen sich in der Wirtschaft-

lich keitsbetrachtung, die bestandteil der kabinettsvorlage vom  

18. Dezember 2012 war, wie folgt dar:

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
und Finanzierung der Polizeireform 

2013 2014 bis 2016 2017 bis 2021 2022 bis 2028

mehrBedarF 14 mio. eUr 110 mio. eUr 169 mio. eUr 43 mio. eUr

minderBedarF -8 mio. eUr -17 mio. eUr -99 mio. eUr -89 mio. eUr

summe 6 mio. eur 93 mio. eur 70 mio. eur -46 mio. eur

gesamtsumme 123 mio. eur
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anschuBFinanzierung 2013
zur Umsetzung der reform wurden im staatshaushaltsplan 2013 

bei kapitel 0314 insgesamt 10 millionen euro veranschlagt. Die 

schwerpunkte der anschubfinanzierung beziehen sich auf die 

primären bedarfe im bereich der technischen und logistischen 

Umsetzung. Um unmittelbar erforderliche dezentrale einzel-

maßnahmen (sachausstattung, Umzüge, dringend erforderliche 

an passungsmaßnahmen) zu ermöglichen, wurde ein teil der mittel 

aus der anschubfinanzierung, den Projekten zur Verfügung gestellt. 

aus dem budget des Projekts bos-Digitalfunk wurden zudem auf 

Grund des Verursacherprinzips mittel in Höhe von ca. 8,5 millio-

nen euro für die ertüchtigung der führungs- und lagezentren zur 

einführung des Digitalfunks aufgewendet.

haushaltsjahre 2014 Bis 2028
im betrachtungszeitraum der finanziellen auswirkungen der Poli-

zeistrukturreform wurden jeweils blöcke von 2014 bis 2016, 2017 

bis 2021 und 2022 bis 2028 gebildet. 

im zeitraum 2014 bis 2028 ergeben sich finanzielle auswirkungen 

der Polizeistrukturreform unter anderem in folgenden bereichen:

   liegenschaften: Durch die Polizeistrukturreform kommt es 

zunächst zu reformbedingten mehrausgaben. es entsteht 

zusätzlicher bedarf an anmietungen und für bauinvestitionen. 

Dem gegenüber stehen teilweise zeitversetzt minderbedarfe 

bzw. mehreinnahmen durch die aufgabe von liegenschaften. 

auch kann durch die reform auf bereits im staatshaushaltsplan 

veranschlagte baumaßnahmen verzichtet werden. Darüber 

hinaus entstehen synergien durch den Verzicht auf mittel- bis 

langfristig projektierte maßnahmen. 

Werden an bestandsgebäuden reformbedingte ertüchtigungs-

maßnahmen durchgeführt, gehen damit vielfach auch sanie-

rungsmaßnahmen einher. Durch den landesbetrieb Vermögen 

und bau baden-Württemberg (betriebsleitung) wurde hierfür ein 

nicht reformbedingter sanierungsaufwand wie folgt ermittelt:

Den durch die Polizeistrukturreform beschriebenen reformbeding-

ten mehrausgaben stehen zeitversetzt minderbedarfe/einsparun-

gen in Höhe von rund 170 millionen euro gegenüber. 

  leitstellenertüchtigung: bei der leitstellentechnik stehen in den 

nächsten jahren unabweisbare technische ertüchtigungen an. 

Durch die konzentration der leitstellen von bisher 41 leitstellen 

auf 14 leitstellenstandorte gelingt es, diesen investitionsbedarf 

insgesamt deutlich zu reduzieren.

  Verkehrstechnik: Durch die geänderten zuständigkeiten für 

die bundesautobahnen und durch die landesweite standar-

disierung im bereich der Verkehrsunfallaufnahme ergibt sich 

zunächst ein bedarf an zusätzlicher Verkehrsüberwachungs- und 

Verkehrsunfallaufnahmetechnik. Dem gegenüber stehen redu-

zierungen durch die konzentration von Verkehrseinheiten, die 

über kostenintensive spezialtechnik der Verkehrsüberwachung 

verfügen müssen. 

  alarmhundertschaften: Durch die reduzierung von bisher 17 

auf 13 alarmhundertschaften reduzieren sich die bedarfe für die 

sächliche und persönliche ausstattung. 

  Durch eine möglichst sozialverträgliche Umsetzung entstehen 

unter anderem kosten für die einrichtung von zusätzlichen 

reformbezogenen telearbeitsplätzen sowie aufwendungen 

insbesondere für trennungsgeld und Umzugskosten.

  Die stärkung der operativen basis, um spezialwissen rund um 

die Uhr zur Verfügung zu stellen, führt zu mehraufwendungen in 

form von schichtzulagen und zulagen für lageorientierten Dienst. 

  sonstige faktoren: Die Umsetzung der Polizeistrukturreform  

erfordert, dass zahlreiche it-fachverfahren sowie weitere  

technische Geräte und ausstattungsgegenstände den neuen  

organisatorischen strukturen angepasst werden. Darüber 

hinaus ist ein pauschaler zuschlag für noch nicht absehbare 

kostenfaktoren mit einberechnet worden. 

2013 2014 bis 2016 2017 bis 2021 2022 bis 2028 summe

anPassungsKOsten im Bestand 2,0 mio. eUr 40,0 mio.eUr 40,0 mio. eUr 9,0 mio. eUr 91,0 mio. eUr

neuBauKOsten 2,0 mio. eUr 40,0 mio.eUr 110,0 mio. eUr 8,0 mio. eUr 160,0 mio. eUr

mietauFWendungen 0 eUr 5,7 mio.eUr 9,5 mio. eUr 13,3 mio. eUr 28,5 mio. eUr

summe PrO PeriOde 4,0 mio. eUr 85,7 mio.eUr 159,5 mio. eUr 30,3 mio. eUr -

gesamtKOsten 279,5 mio. eur

2013 2014 bis 2016 2017 bis 2021 2022 bis 2028

nicht reformbedingter 
sanierungsaufwand 2,0 mio.  eUr 25,0 mio. eUr 55,0 mio. eUr 40,0 mio. eUr

gesamtKOsten 122 mio. eur

FachtheMen

WirtschaFtlichKeitsBetrachtung mit  
schWerPunKt liegenschaFten
Durch die zusammenführung von Dienststellen und der bildung 

von größeren einheiten werden mittel- bis langfristig insbeson-

dere kosten für die liegenschaften reduziert. in den 336 millionen 

euro der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zur Polizeireform sind  

allein 280 millionen euro für reformbedingte Unterbringungs-

maßnahmen vorgesehen. Hierbei wurden reformbedingte bau-

maßnahmen (Neubaukosten und anpassung im bestand) in der 

Höhe von 251 millionen euro ermittelt, die inklusive der mietauf-

wendungen in folgende zeitliche abschnitte aufgeteilt sind:
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RefoRmbedingte bau- und SanieRungSmaSSnahmen
Die organisatorische Umsetzung der Polizeireform wurde zum  

01. Januar 2014 vollzogen. Die tatsächliche Zusammenführung 

der Organisationseinheiten wird teilweise noch mehrere Jahre 

dauern, weil die erforderlichen Arbeitsplätze im geforderten  

Standard an den Standorten der künftigen Organisationsein-

heiten noch nicht realisiert sind. Daher war das Thema Liegen-

schaften ein arbeitsintensiver und zentraler Bereich im Projekt 

Polizeireform und wird es für die Polizei in den nächsten Jahren 

noch weiter sein. 

Das Jahr 2012 war in diesem Arbeitsbereich dadurch gekenn-

zeichnet, dass die reformbedingten baulichen Maßnahmen für die 

Zusammenführung der Organisationseinheiten festgestellt, deren 

Kosten geschätzt und in der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung den 

zu erwartenden Einnahmen und Minderbedarfen bspw. durch den 

Verkauf oder durch Abmietungen von Liegenschaften gegenüber-

gestellt wurden. 2013 war geprägt von der Erarbeitung neuer 

Standards für die künftigen regionalen Polizeipräsidien sowie für 

die Führungs- und Lagezentren (FLZ), der baulichen Ertüchtigung 

der Interims-FLZ, der Realisierung erster dringender Anmietun-

gen (bspw. für das PTLS Pol) und der Durchführung der notwen-

digsten baulichen Anpassungsmaßnahmen zur Gewährleistung 

der Funktionsfähigkeit von neuen Einheiten. Parallel dazu wurde 

für jede neue Organisationseinheit bei den künftigen Präsidien 

der Raumbedarf ermittelt und mit den Belegungsplanungen be-

gonnen. Trotz dieser Anstrengungen gab es zum Start der Reform 

noch viele Interims-Unterbringungen.

muSteRRaumpRogRamm / bedaRfSanmeldungen 
Das Musterraumprogramm für die neuen regionalen Polizei prä-

sidien ist die Grundlage der Flächenbedarfsanmeldungen der 

künftigen Polizeipräsidien und die Basis aller weiteren liegen-

schaftlichen Überlegungen. Daher war es wichtig, dass unter 

Einbindung polizeilicher Experten auf Nutzerseite und in einem 

intensiven Prozess mit der Betriebsleitung Vermögen und Bau 

Baden-Württemberg im Projekt Polizeireform dieses Musterraum-

programm frühzeitig abgestimmt werden konnte.

Wesentliche Verbesserungen konnten insbesondere bei verschie-

denen Funktionsräumen erreicht werden, die teilweise erstmals 

im Musterraumprogramm aufgenommen wurden (z. B. Raum  

für Leasingwechsel, Regionales Bildungszentrum, Umkleide-

fläche für Uniformträger, Praktikantenplätze). Auf Basis dieses 

Musterraumprogramms haben alle regionalen Projekte ihre 

Nutzungsanforderungen erstellt. Auf dieser Grundlage kann nun 

mit den Ämtern Vermögen und Bau die Belegungsplanung für die 

Unterbringung der neuen Organisationseinheiten erfolgen. 

Für die Spezialpräsidien wurden, soweit fachlich vergleichbar,  

die Bedarfsanmeldungen an das Musterraumprogramm für regio-

nale Polizeipräsidien angelehnt. Für die speziellen Anforderungen  

werden mit der Betriebsleitung Vermögen und Bau Baden- 

Württemberg die jeweiligen spezifischen Bedarfe begründet  

dargestellt und vereinbart.

inteRminiSteRielle aRbeitSgRuppe
Im Dezember 2012 wurde zwischen dem Ministerium für Finanzen 

und Wirtschaft sowie dem Innenministerium zur Konkretisierung 

der durch die Betriebsleitung Vermögen und Bau Baden-Württem-

berg erhobenen baulichen und liegenschaftlichen Maßnahmen 

eine interministerielle Arbeitsgruppe Polizeireform eingerichtet. 

Schwerpunkt der Arbeit in der interministeriellen Arbeitsgruppe 

Polizeireform sind die Priorisierung der baulichen Maßnahmen 

und die Realisierung der Interims-Führungs- und Lagezentren 

(siehe auch Fachthema, Seite 32). Hierzu wurden Priorisierungs-

stufen vereinbart, die sich an den zeitlichen Abschnitten der 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zur Polizeireform orientieren. Bei 

der Priorisierung der baulichen Maßnahmen ist bspw. relevant, 

wann die Maßnahme baulich realisiert werden kann und ab wann 

sie aus polizeifachlicher Sicht zwingend notwendig ist. So hat der 

Bau der Ausbaulösung der FLZ, die Ertüchtigung von Kriminal-

technik-Räumlichkeiten, die Gewährleistung von Standards in der 

polizeilichen Aus- und Fortbildung sowie die Verfügbarkeit von 

Einsatzeinheiten oberste Priorität.

In mehreren Sitzungen der interministeriellen Arbeitsgruppe  

Polizeireform wurden die baulichen Maßnahmen für den Nach-

tragshaushalt 2014 festgelegt und vorläufig die Maßnahmen für 

die Haushalte 2015/2016 und 2017/2018 eingestuft. 

auSblick
Das Jahr 2013 war einerseits von vielen konstruktiven und prag-

matischen Vereinbarungen zwischen der Bauverwaltung und dem 

Projekt Polizeireform geprägt. Nur so konnten innerhalb kürzester 

Zeit die Ertüchtigung der Interims-FLZ ermöglicht, wesentliche 

Vorschriften über- und erarbeitet, eine Vielzahl von Anmietungen 

und erste wichtige Baumaßnahmen realisiert werden. Anderer-

seits wurden durch diese bewährte Art der Zusammenarbeit Ver-

fahren und Abläufe entwickelt, die für die weitere Umsetzung der 

reformbedingten liegenschaftlichen Maßnahmen und generell für 

die Realisierung polizeilicher Baumaßnahmen zielführend und 

wirtschaftlich sind. So ist vorgesehen bis Ende 2014 gemeinsam

mit der Betriebsleitung Vermögen und Bau Baden-Württemberg 

und der Stabsstelle Polizeireform ein Gesamttableau für eine ver-

bindliche, verlässliche und strukturierte Umsetzung der reform- 

bedingten liegenschaftlichen Maßnahmen zu entwickeln.

 

Liegenschaften

Fachthemen
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Die dezentrale leitstellenstruktur innerhalb der baden-württem-

bergischen Polizei war äußerst heterogen. Die Notrufannahme 

erfolgte bei 18 leitrevieren sowie bei 19 führungs- und lage- 

zentren (flz) der kreisdienststellen. Hinzu kamen die vier flz  

bei den landespolizeidirektionen, das flz des landeskriminal- 

amtes sowie das landeslagezentrum im innenministerium. Die 

kommunikationsbetriebsstellen und abfragedienste der Dienst-

stellen waren in der regel nicht beim flz angegliedert.

ein wesentliches reformziel ist daher die einrichtung von leis-

tungsstarken führungs- und lagezentren bei den neuen regio-

nalen Polizeipräsidien. Durch diese wird gewährleistet, dass bei 

ad-Hoc-einsätzen landesweit zu jeder zeit das für die führung der 

ersten Phase notwendige fortgebildete Personal zur professionel-

len lagebewältigung verfügbar ist. Die maßgeblichen aufgaben-

stellungen waren die festlegung der zentralen einsatzführung, 

die berechnung der Personalstärken sowie die beschaffung der 

modernen einsatztechnik und die damit verbundene Durchfüh-

rung umfangreichster Vergabemaßnahmen.

Die besonderheiten der arbeiten im zuge der Polizeireform lagen 

darin, dass eine Vielzahl der zu berücksichtigenden polizeilichen 

anwendungen und fachverfahren nahezu zeitgleich umgestellt 

und die jeweiligen auswirkungen aufeinander abgestimmt wer-

den mussten. 

Die Polizei baden-Württemberg nutzt rund 600 anwendungen. 

Dies bedeutet, dass für die Umsetzung etwa 33.000 bedienstete  

in der benutzerverwaltung und den berechtigungsstrukturen neu 

verankert werden mussten. es bedeutete zudem die Neuzuord-

nung von mehr als 36 millionen Dateien sowie über 15 millionen 

Vorgängen in der polizeilichen Vorgangsbearbeitung ComVor und 

Um möglichst zeitnah zur Umsetzung der Polizeireform über 

neue und leistungsfähige flz zu verfügen, wurden zunächst die 

bestehenden flz an den Präsidiumsstandorten4  zu sogenannten 

interim-flz5  aufgerüstet. Diese werden bis zur inbetriebnahme 

des jeweiligen neu eingerichteten sogenannten ausbau-flz 

genutzt. Gemeinsam mit dem landesbetrieb und den Ämtern für 

Vermögen und bau konnte hier ein hochwertiger standard für 

die neuen flz definiert werden. Neben notwendigen sicherungs-

maßnahmen werden z.b. technisch modernste bao-lageräume 

direkt an den sprechfunkraum angrenzend realisiert und das flz 

klimatisiert. 

Die einrichtung und vollumfängliche betriebsaufnahme der 

interim-flz wird nach gegenwärtigem stand innerhalb des 

jahres 2014 abgeschlossen werden. Die ausbau-flz werden 

innerhalb der nächsten jahre priorisiert mit den baumaßnahmen 

der Polizeipräsidien umgesetzt.

 

Polas. Die arbeiten, die für die beschäftigten der Polizei weitest- 

gehend unbemerkt vorbereitet wurden, sind von den spezialisten 

der zentralstellen zentrum für informationstechnologie der Polizei 

baden-Württemberg und informatikzentrum landesverwaltung 

baden-Württemberg sowie in großem Umfang durch die regionalen 

administratoren (regio admins) der örtlichen sachgebiete Daten- 

verarbeitung für die Dienststellen durchgeführt worden. Dabei 

galt es zu berücksichtigen, dass parallel zu den Vorarbeiten für die 

reform alltagsaufgaben sowie stattfindende Großvorhaben zur 

modernisierung der it-landschaft (server-zentralisierung, internet 

for all usw.) realisiert wurden.

FachtheMen

4  ausnahme PP aalen: Interim-FlZ bleibt an Standort waiblingen bis zur 
Betriebsaufnahme des ausbau-FlZ am Standort aalen

5 Beim PP Konstanz wird sofort das ausbau-FlZ realisiert

Einrichtung der neuen Führungs-  
und Lagezentren

DV-Technische Umsetzung  
der Polizeireform
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PersOnalstärKen und erzieltes 
VerstärKungsPOtenzial
Die berechnung der Planzahlen zu den Personalstärken ab  

dem 1. januar 2014 wurde während der Projektarbeit stetig  

fortentwickelt. Die stellenverteilung stellt sich zum jahres-

wechsel wie folgt dar:

Die durch innenminister Gall festgelegte zentrale zielvorgabe 

von zwei zusätzlichen Planstellen PVD für jedes revier ist 

gewährleistet. mit der Polizeireform wurde durch die bündelung 

spezialisierter aufgaben und den abbau von Hierarchien und 

führungsebenen ein Verstärkungspotenzial von 650 stellen im 

Polizeivollzugsdienst und 200 stellen im Nichtvollzug zur stärkung 

der operativen basiseinheiten erzielt.

neue regiOnale zuschnitte
Die zuschnitte der zwölf regionalen Polizeipräsidien sowie die 

Dienstsitze der spezialpräsidien ergeben sich aus nachfolgender 

Übersicht: 

 Plandaten PVd 
zum 1.1.14

Plandaten PVd K 
zum 1.1.14

Plandaten PVd s 
zum 1.1.14

Plandaten nVz 
zum 1.1.14

Plandaten  
gesamt

PP stuttgart 2.134,0 416,0 1.718,0 318,0 2.452,0

PP mannheim 2.325,0 394,0 1.931,0 307,5 2.632,5

PP heilBrOnn 1.423,0 221,0 1.202,0 191,0 1.614,0

PP Karlsruhe 2.375,5 396,0 1.979,5 315,0 2.690,5

PP ludWigsBurg 1.510,5 239,0 1.271,5 201,5 1.712,0

PP aalen 1.384,0 239,0 1.145,0 187,0 1.571,0

PP OFFenBurg 1.247,5 214,0 1.033,5 164,0 1.411,5

PP reutlingen 1.761,0 297,0 1.464,0 233,5 1.994,5

PP ulm 1.479,0 253,0 1.226,0 198,0 1.677,0

PP FreiBurg 1.902,5 334,0 1.568,5 254,0 2.156,5

PP tuttlingen 1.265,0 222,0 1.043,0 168,0 1.433,0

PP KOnstanz 1.502,0 253,0 1.249,0 199,5 1.701,5

 Plandaten PVd  
zum 1.1.14

Plandaten nVz  
zum 1.1.14

Plandaten gesamt

 PP einsatz 2.205,5 252,5 2.458,0

 hFPOlBW 363,0 307,0 670,0

 Ptls POl 350,0 448,0 798,0

 lKa  710,0 432,0 1.142,0

Ergebnis zum Umsetzungsstand 
1. Januar 2014

erGeBnIS ZuM uMSetZunGSStand 1. Januar 2014
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Die jeweiligen organigramme der neuen Dienststellen und  

einrichtungen werden auf den folgenden seiten erläutert.

die POlizei des landes Baden-WürttemBerg

Die neue Polizeistruktur weist einen zweistufigen äußeren orga-

nisationsaufbau auf. Die landespolizeidirektionen wurden mit 

den Polizeipräsidien bzw. Polizeidirektionen zu zwölf vergleichbar 

leistungsstarken und weitestgehend autarken regionalen Polizei-

präsidien verschmolzen.

technik-, logistik- und serviceaufgaben werden zentral im Präsi-

dium technik, logistik, service der Polizei gebündelt. insbeson-

dere polizeitechnische fachverfahren, die technische infrastruktur 

und der betrieb sowie koordinierungs- und beschaffungsaufga-

ben im bereich der kostenintensiven Polizeieinsatztechnik werden 

hier konzentriert. 

Die polizeilichen aufgaben im bereich der einsatzunterstützung, 

insbesondere die geschlossenen einheiten der bereitschafts-

polizei und der spezialeinheiten, sind im Polizeipräsidium einsatz 

zusammengeführt. 

Die aufgaben im polizeilichen bildungsbereich und der Personal-

gewinnung, die bislang an der akademie der Polizei und bei der 

bereitschaftspolizei angesiedelt waren, sind als staatliche aufga-

ben der Hochschule für Polizei baden-Württemberg zugewiesen.

Das landeskriminalamt baden-Württemberg nimmt weiterhin 

die kriminalpolizeilichen zentralstellen- und serviceaufgaben 

wahr, dabei werden die bisherigen kriminaltechnischen Un-

tersuchungsstellen der lPDen im kriminaltechnischen institut 

zusammengeführt. zudem übernimmt das landeskriminalamt 

originäre ermittlungen und auswertungen vor allem im bereich 

des staatsschutzes und der organisierten kriminalität, der 

Wirtschafts- und Umweltkriminalität, der Cyberkriminalität  

sowie sonstiger schwerer kriminalität.

Neue Organisationsstruktur  
der Polizei Baden-Württemberg 

*  PP aalen 
PP freiburg 
PP Heilbronn 
PP karlsruhe 
PP konstanz 
PP ludwigsburg 
PP mannheim 
PP offenburg 
PP reutlingen 
PP stuttgart 
PP tuttlingen 
PP Ulm

erGeBnIS ZuM uMSetZunGSStand 1. Januar 2014
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ein regionales Polizeipräsidium umfasst organisatorisch eine 

leitungsebene sowie die Direktion Polizeireviere, die kriminalpo-

lizeidirektion und die Verkehrspolizeidirektion. zum leitungsbe-

reich zählen neben der/dem Polizeipräsidentin/en die stabsstellen 

(Öffentlichkeitsarbeit, strategisches Controlling sowie Quali-

tätsmanagement), der führungs- und einsatzstab, das referat 

Prävention sowie die Verwaltung mit den referaten recht und 

Datenschutz, finanzen und Personal. 

Der Direktion Polizeireviere sind eine führungsgruppe, die 

Polizeireviere, die Polizeihundeführerstaffel(n) (mit ggf. dislo-

zierten standorten), der arbeitsbereich Gewerbe / Umwelt und 

bedarfsabhängig der objektschutz zugeordnet. optional können 

die Polizeipräsidien eine zentrale Gewahrsamseinrichtung und 

einsatzeinheiten bilden.

Die neue struktur der kriminalpolizei gewährleistet die Wahr-

nehmung aller kriminalpolizeilichen aufgaben bei den künftigen 

kriminalpolizeidirektionen der regionalen Polizeipräsidien unter 

berücksichtigung der aufgaben der bisherigen ermittlungsdezer-

nate der landespolizeidirektionen, sofern keine zuständigkeit des 

landeskriminalamtes nach § 11 DVo PolG vorliegt. Die krimi-

nalpolizei verfügt über acht verrichtungszentralisierte kriminal-

inspektionen (k 1 bis 8) sowie objektzentralisierte kriminalkom-

missariate in der fläche. auf eine Dezernierung soll weitgehend 

verzichtet werden. 

bei den Verkehrspolizeidirektionen sind spezialisierte verkehrs-

polizeiliche aufgaben in der fläche und auf bundesautobahnen 

gebündelt. so sind der Verkehrspolizeidirektion neben der füh-

rungsgruppe Verkehrsüberwachungsgruppen, Verkehrsunfallauf-

nahmegruppen, Dienstgruppen autobahnpolizei, Verkehrskom-

missariate, autobahnpolizeireviere sowie bedarfsabhängig die 

bab-fahndung nachgeordnet. an dislozierten standorten, an de-

nen mehrere verkehrspolizeiliche aufgaben wahrzunehmen sind, 

wurden Verkehrskommissariate eingerichtet. Die leitungsfunktion 

bei den autobahnpolizeirevieren wird von einem eigenständigen 

leiter eines autobahnpolizeirevieres wahrgenommen.

Regionales Polizeipräsidium

Verwaltung Führungs- und  
einsatzstab*Polizeipräsident/in

Kriminalpolizei direktion*

führungsgruppe

kriminalinspektion 1 (k1)
kapitaldelikte, sexualdelikte

amtsdelikte

kriminalinspektion 2 (k2)
raub-, eigentums- und  

jugendspezifische kriminalität zia

kriminalinspektion 3 (k3)
Wirtschaftskriminalität, korruption, 

Umweltdelikte

kriminalinspektion 4 (k4)
organisierte kriminalität und  

rauschgiftkriminalität

kriminalinspektion 5 (k5)
Cybercrime und Digitale spuren

kriminalinspektion 6 (k6)
staatsschutz

kriminalinspektion 7 (k7)
einsatz- und ermittlungsunterstützung, 

kDD, Datenstation

kriminalinspektion 8 (k8)
kriminaltechnik

kriminalkommissariate
1 – n

Verkehrspolizei direktion

führungsgruppe

Verkehrsüberwachung

Verkehrsunfallaufnahme

Dienstgruppen
bundesautobahnpolizei

bab-fahndung

Verkehrskommisariate
(optional)

führungsgruppe/ 
Geschäftstelle

Verkehrsüberwachung

Verkehrsunfallaufnahme

Dienstgruppen
bundesautobahnpolizei

bab-fahndung

autobahnpolizeireviere
(optional)

Dienstgruppen

direktion
Polizeireviere*

führungsgruppe

Polizeireviere 1 - n

führungsruppe

Dienstgruppen

bezirksdienst

Polizeiposten

Polizeihunde führerstaffel

Gewerbe / Umwelt

objektschutz
(optional)

einsatzeinheit
(optional)

Polizeigewahrsam**
(optional)

referat 
recht und  

Datenschutz

stabsbereich
flz

referat
finanzen

referat
Personal

stabsbereich
zentrale 
Dienste

referat
Prävention

strategisches
Controlling

Qualitäts-
management

Örtlicher Personalrat 
beauftragte für  

Chancengleichheit 
schwerbehinderten-

vertretung 
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stabsbereich

einsatz
stabsbereich

technik
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Die leitungsebene des Polizeipräsidiums einsatz folgt dem orga-

nisationsaufbau des regionalen Polizeipräsidiums und ist lediglich 

um das „trainings- und kompetenzzentrum Polizeihundeführer“ 

ergänzt, das dem führungs- und einsatzstab zugeordnet ist. 

Die organisationsstrukturen der bereitschaftspolizeidirektionen 

bruchsal und Göppingen weisen eine führungsgruppe, eine 

einsatzabteilung mit jeweils einer beweissicherungs- und fest-

nahmeeinheit und dislozierten einheiten (südbaden und boden-

seeregion), zwei einsatzabteilungen mit jeweils einer beweissi-

cherungs- und festnahmeeinheit, eine reiterstaffel (mannheim 

und stuttgart) sowie eine technische einsatzeinheit auf. 

Der Direktion spezialeinheiten sind eine führungsgruppe, das 

spezialeinsatzkommando, die mobilen einsatzkommandos 

freiburg, karlsruhe, Göppingen und stuttgart (genauer standort 

liegt noch nicht fest), das technikzentrum spezialeinheiten und 

die Personenschutzkommandos (stuttgart und karlsruhe) in der 

organisationseinheit Personenschutz nachgeordnet. 

Die Polizeihubschrauberstaffel gliedert sich in eine führungs-

gruppe, das Qualitätsmanagement Polizeihubschrauber, einsatz / 

flugbetrieb mit außenstelle söllingen sowie in die organisations-

einheit „fliegerische aus- und fortbildung“. 

Der Wasserschutzpolizeidirektion sind eine führungsgruppe und 

die Wasserschutzpolizeistationen nachgeordnet. 

Polizeipräsidium Einsatz

Verwaltung Führungs- und  
einsatzstab*

referat 
recht und  

Datenschutz

stabsbereich
einsatz

mit flz, kost. se

referat
finanzen

stabsbereich
technik

referat
Personal

stabsbereich
zentrale Dienste
mit einsatzpsycholo-
gischem Dienst und 

kost btrG

trainings- und  
kompetenzz entrum 
Polizeihundeführer

Personalrat 
beauftragte für  

Chancengleichheit 
schwerbehinderten-

vertretung 

Bereitschafts- 
polizei direktion 

Bruchsal

Bereitschafts - 
polizei direktion  

göppingen

direktion
spezialeinheiten

Polizeihub- 
schrauberstaffel

Wasserschutz- 
polizeidirektion

führungsgruppe führungsgruppe führungsgruppe führungsgruppe führungsgruppe

einsatzabteilung 1 einsatzabteilung 1
spezialeinsatz -

kommando
Qualitätsmanagement 
Polizeihubschrauber

Wasserschutz- 
polizeistationen***

taktische einsatz- 
züge (südbaden)

taktische einsatz- 
züge (bodensee) einsatz / flugbetrieb

einsatzabteilung 2 einsatzabteilung 2
mobiles einsatz-

kommando Göppingen
außenstelle 

söllingen

einsatzabteilung 3 einsatzabteilung 3
mobiles einsatz-

kommando karlsruhe
fliegerische  

aus- und fortbildung

technische  
einsatzeinheit

technische  
einsatzeinheit

mobiles einsatz-
kommando (stuttgart**)

technik

Polizeireiterstaffel
mannheim

Polizeireiterstaffel
stuttgart

technikzentrum 
spezialeinheiten

Personenschutz

*  leiter/in FeSt zgl.  
Polizeivizepräsident/in

**  konkreter Standort im raum  
Stuttgart steht noch nicht fest

***  Friedrichshafen 
heidelberg 
heilbronn 
Karlsruhe 
Kehl 
Konstanz 
Mannheim 
Stuttgart 
Überlingen

Polizeipräsident/in
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Der polizeiliche bildungsträger heißt Hochschule für Polizei 

baden-Württemberg (HfPol bW), dem weitere staatliche aufga-

ben zugewiesen sind. Dabei handelt es sich um die ausbildung 

für den mittleren Polizeivollzugsdienst und die Vorausbildung 

zum gehobenen Polizeivollzugsdienst. Des Weiteren werden ihr 

die polizeiliche fortbildung, die Personalgewinnung sowie die 

fachkoordination für Personalauswahlverfahren und das psycho-

soziale Gesundheitsmanagement zugeordnet.

an der spitze der HfPol bW steht eine Präsidentin bzw. ein Präsi-

dent. für den bereich der Hochschule übernimmt die Prorektorin 

bzw. der Prorektor die stellvertretung; für den bereich der institu-

te eine bzw. einer der institutsleiter/innen (Vizepräsident/in). Die 

aufgaben der Verwaltung, des bildungsbetriebs bzw. Prüfungs-

amtes, des Präsidialbüros und der stabsstellen Öffentlichkeitsar-

beit, Controlling und Qualitätsmanagement sind organisatorisch 

in einem Präsidialstab sowie in der Verwaltung neu geordnet. Die 

fakultäten der Hochschule sind direkt dem Präsidenten nachge-

ordnet.

Hochschule für Polizei Baden-Württemberg 

Fakultät i
führungs-/einsatz-

wissenschaften

Fakultät ii
kriminalwissen-

schaften

Fakultät iii
rechtswissen-

schaften

Fakultät iV
sozialwissen-

schaften

institut für  
Fortbildung

institut für 
ausbildung und 

training

institut für  
management 
und Personal-
gewinngung

Präsident/in

referat 
Personal /
recht und  

Datenschutz

referat
technik / 
service

Präsidialstab
Grundsatz

strategisches Controlling/
bildungscontrolling/

Qualitätsmanagement/
Prüfungsamt / bildungsbetrieb

Öffentlichkeitsarbeit

 Personalrat  
beauftragte für 

Chancengleichheit 
schwerbehinderten-

vertretung

BildungskommissionKuratoriumsenat
asta

studienkommission
Gleichstellungsbeauftrage

fG
einsatzwissen-

schaften

fG
kriminaltaktik

fG
staats- und  

Verfassungsrecht

fG
Psychologie

institutsbüro
mit zkf institutsbüro institutsbüro

fG
führungswissen-

schaften

fG
kriminaltechnik

fG
straf- , verfahrens- 

und owi-recht

fG
Politikwissenschaft/ 
Politische bildung

institutsbereich
einsatz/Verkehr

institutsbereich
ausbildung 

biberach  
mit sportbildungsstätte

institutsbereich
management

fG
Verkehrswissen-

schaften

fG
kriminologie /

soziologie

fG
Polizei- und  

Verwaltungsrecht

fG
informatik / bWl

institutsbereich
kriminalitäts-
bekämpfung institutsbereich

ausbildung 
lahr  

mit D-f sprachzentrum

institutsbereich
Psychosoziales
Gesundheits-
management

fG
einsatztraining/

Dienstsport

fG
Öffentliches
Dienstrecht

fG
berufsethik

fG
sprachen

institutsbereich
Cybercrime

institutsbereich
Polizeiliche  

auslandseinsätze

institutsbereich
einsatztraining

institutsbereich
Personalgewinnung
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Prorektor/in
hochschule

Vizepräsident/in*
institute

Verwaltung

* zugleich leiter/in eines Instituts

referat
immobilien /

Gebäude-
management

referat
finanzen /

Verpflegung /
bibliothek



abteilungskoordination abteilungskoordination abteilungskoordination abteilungskoordination abteilungskoordination

referat
recht und Datenschutz /

Vergabestelle

referat
servicemanagement

referat
funkbetrieb / asDbW

referat
fuhrpark

stuttgart

referat
finanzen /

Wirtschaftsverwaltung

referat
service Desk

referat
funktechnik / ksDbW

referat
Waffen / Geräte / schutz-
ausstattung / spezial-

technik

biberach

referat
immobilienmanagement

referat
infrastruktur

referat
leitstellen /  

telekommunikation

referat
regionale  

technikstandorte

böblingen

lahr

sinsheim

referat
anwendungs- 
management

referat
Personal / organisation /

aus- und fortbildung

referat
anwendungsentwicklung 

und -administration

referat
Polizei-online

Göppingen

Hechingen

karlsruhe

stuttgart

Umkirch
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Das Präsidium technik, logistik, service der Polizei ist aufbauor-

ganisatorisch in einen stab (mit integrierten stabsstellen Öffent-

lichkeitsarbeit, Controlling, Qualitätsmanagement, innenrevision/

korruptionsprävention) sowie in fünf abteilungen gegliedert, 

denen jeweils eine abteilungskoordination sowie verschiedene 

referate nachgeordnet sind. Das landespolizeiorchester ist dem 

führungsstab angegliedert. Das Präsidium technik, logistik,  

service der Polizei übernimmt die aufgaben der bisherigen 

referate 66 der landespolizeidirektionen, die aufgaben der 

abteilung 2 des landeskriminalamtes, die koordination des 

bos-Digitalfunks, das fuhrparkmanagement sowie die aufgaben/

koordination der klassischen Polizeitechnik. Dem Präsident ist die 

stabsstelle it-sicherheit zugeordnet.

Präsidium Technik, Logistik, 
Service der Polizei

grundsatz /
Verwaltung* informationstechnik* Kommunikations-

technik* einsatztechnik*
Polizeiärztlicher

dienst / sanitätsdienst
arbeitssicherheit

Präsident/in

Personalrat 
beauftragte für Chancengleichheit 

schwerbehinderten vertretung 

Präsidialstab
Öffentlichkeitsarbeit

strategisches Controlling /
Qualitätsmanagement /

innenrevision / korruptionsprävention

landespolizei-
orchester

stabstelle it-sicherheit
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Das landeskriminalamt baden-Württemberg umfasst organisato-

risch eine leitungsebene sowie sieben abteilungen.

Direkt der/m Präsidentin/en nachgeordnet sind die stabsstellen 

strategisches Controlling/Qualitätsmanagement, Öffentlichkeits-

arbeit und das referat Prävention. Der stab des lka mit den 

stabsbereichen Grundsatz/Gremien/Geheimschutz, zentrum für 

sicherheitsforschung sowie it-fachkoordination/Qm-land wird 

von der/m Vizepräsidentin/en geleitet. 

Der abteilung 1 sind referate, der abteilung 2 fachbereiche  

sowie fachgruppen und den abteilungen 3 – 7 jeweils eine  

führungsgruppe und inspektionen nachgeordnet.

Landeskriminalamt 
Baden-Württemberg

Präsident/in
Personalrat

beauftragte für Chancengleichheit 
schwerbehindertenvertretung

strategisches Controlling/
Qualitätsmanagement

Prävention
stabsbereich
grundsatz / 
gremien /

geheimschutz

stabsbereich
zentrum für 
sicherheits-
forschung

stabsbereich
it-Fachkoor-

dination/
Qm-land

referat
recht und  

Datenschutz

Führungsgruppe
zentrale ansprech-
stelle Cybercrime 

(zaC)

Führungsgruppe Führungsgruppe Führungsgruppe Bg
Kost VgFührungsgruppe Führungsgruppe

referat
Personal

inspektion
Cybercrime / air / 

ast / kiPo

Fachbereich
material-/Urkunden-

untersuchung

inspektion
rechts-/linksext-

remismus/landes-
verrat/spionage/ 
Nationalsozialis-
tische Gewalt-

verbrechen

inspektion
flz / operative

fallanalyse/kost hk/
sGs / lagefall lka

inspektion
Wirtschaftskrimi-

nalität Württemberg 
Umwelt und kunst-

kriminalität

referat
finanzen und  
fortbildung

inspektion
Digitale spuren

Fachbereich
Chemische/ 

technische Unter-
suchungen inspektion

Politisch motivierte 
ausländerkriminali-

tät / islamismus

inspektion
int. zusammenarbeit 

fahndung / 
zielfahndung

inspektion
Wirtschafts-

kriminalität baden

ger stuttgart

referat
innere und  

technische Dienste

inspektion
kompetenzzentrum

tkÜ

Fachbereich
molekular- 
genetische  

Unter suchungen inspektion
Querschnittsaufga-

ben / Datenverarbei-
tung staatsschutz

inspektion
Gemeinsames 
zentrum kehl

inspektion
korruption /
amtsdelikte

inspektion
organis. kriminalität/

Gemeinsame eG
schleuser (Ges)

referat
interne luk

Fachbereich
biometrische 

Untersuchungen

inspektion
zia / Pks /

Datenstation
inspektion

Verdeckte ermitt-
lungen staatsschutz

inspektion
Vermögensab-

schöpfung / zentral-
stelle für finanzer-
mittlungen (zfe)

Fachbereich
balistik / schuss-

waffen / formspuren

inspektion
Verdeckte  

ermittlungen

inspektion
zeugenschutz

inspektion
Datenstation/DNa- 
und DaD-Gruppe/

kriminalakten-
sammlung

inspektion
Gemeinsame  

zentralstelle kUrs

stab*
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zentrale dienste Kriminaltechni-
sches institut

Wirtschafts-  
und umwelt-
kriminalität

OK und rausch-
giftkriminalität

cybercrime und 
digitale spuren staatsschutz

einsatz- und 
ermittlungs-

unterstützung

inspektion
rauschgift-
kriminalität

ger Karlsruhe
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Das mit der entscheidung des ministerrats vom 24. april 2012 

eingerichtete Projekt Polizeireform wurde zum 31. Dezember 2013 

beendet.

Verschiedene aufgaben, die aus der Projektarbeit fortzuführen 

sind, werden von der neuen regelorganisation übernommen.  

Die noch offenen arbeitspakete und einzelne priorisierte maß- 

nahmen bedürfen weiterhin einer Projektorganisation.

Das landespolizeipräsidium bzw. die abteilung 3 des innenmi-

nisteriums baden-Württemberg umfasst die leitungsebene, den 

inspekteur der Polizei sowie fünf referate und somit ein referat 

weniger als bislang. Dies resultiert im Wesentlichen aus der Verla-

gerung eines Großteils der aufgaben des bisherigen technikrefe-

rats zum Präsidium technik, logistik, service der Polizei.

Dem landespolizeipräsidenten unmittelbar nachgeordnet sind 

der inspekteur der Polizei sowie die referate 31 – 35. Der landes-

polizeipräsident wird vom leiter des referats 33 vertreten.

Dem inspekteur der Polizei sind die bereiche strategisches Cont-

rolling / Qualitätsmanagement und die innenrevision zugewiesen. 

Diese instrumentarien sind zentrale bausteine der künftigen 

führung und steuerung der nachgeordneten Dienststellen und 

einrichtungen und daher im leitungsbereich angesiedelt. Der 

inspekteur der Polizei steuert und koordiniert die zentralen voll-

zugspolizeilichen aufgaben der referate 31 und 32 und ist in die 

aufgaben der referate 33 bis 35 bei vollzugspolizeilichen angele-

genheiten von grundsätzlicher bedeutung eingebunden.

Der Gesamtprojektverantwortliche, lPP klotter, hat entschieden, 

zum start in die Neustruktur eine stabsstelle Polizeireform beim 

landespolizeipräsidium einzurichten. 

Die organisation der stabsstelle Polizeireform, die unmittelbar 

dem landespolizeipräsidenten zugeordnet ist, umfasst vier auf-

gabenbereiche:

•  Grundsatz/Steuerung 

• Projektcontrolling 

• Liegenschaften 

• Leitstellen

Innenministerium - Landespolizeipräsidium Projektorganisation ab 1. Januar 2014 

landespolizeipräsidentstrategisches Controlling,
Qualitätsmanagement, innenrevision

referat 31
einsatz, lagezentrum 

und Verkehr

einsatz und 
lagezentrum

allgemeine 
polizeitaktische 

angelegenheiten

Verkehr und 
Verkehrsprävention

referat 33
Personal- und 
Organisations-
management*

Personalrecht und  
Personalverwaltung

Personalplanung

Personalentwicklung,
aus- und fortbildung

Personalbetreuung und 
sozialwesen

organisation

referat 34
haushaltsmanage-
ment, technik und 

innerer dienst

Haushalt und
finanzcontrolling

liegenschaften und 
innerer Dienst

informations- und  
kommunikationstechnik

einsatztechnik

referat 35
recht, grundsatz und 
öffentlichkeitsarbeit

recht und Grundsatz

Geldwäscheprävention,
sperrerklärungen,

Disziplinarverfahren,
beschwerden und  

Petitionen

Öffentlichtkeitsarbeit  
der Polizei und  
koordinierung

referat 32
Kriminalitätsbekämp-
fung, Prävention und 

Kriminologie

internationale  
polizeiliche  

zusammenarbeit

kriminalitätsbekämpfung, 
kriminalitätsanalyse, 

staatsschutz, kriminalpoli-
zeiliche sonderlagen

kriminalitätsbekämpfung 
in besonderen bereichen, 

Grundsatz, fahndung

kriminalprävention und
jugendsachen

landespolizeipräsident/in

stabstelle Polizeireform
ab1

Grundsatz
steuerung

ab2
Projekt-

controlling

ab3
liegenschaften

ab 4
leitstellen

insPeKteur der POlizei stabstelle Polizeireform
ab1

Grundsatz
steuerung

ab2
Projekt-

controlling

ab3
liegenschaften

ab 4
leitstellen
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   das gesamtPrOjeKt 
–  24 monate Projektarbeit Polizeistrukturreform, ab 24. april 2012 

in offizieller Projektorganisation infolge kabinettsbeschluss 

– i nsgesamt 22 Projekte und 98 teilprojekte im laufe der Vorbe-

reitung der Umsetzung beteiligt

–  rund 2.200 arbeitspakete im master-Projektstrukturplan hinter-

legt und zu rund 90 Prozent bei reformumsetzung abgearbeitet

–  Circa 300 entscheidungsbedarfe durch die Gesamtprojektleitung 

entschieden

   die gremienarBeit
–  17 sitzungen der Projektverantwortlichen im Projekt-jour fixe

–  13 sitzungen des lenkungsausschusses

–  140 landtagsanfragen, die Großteils im landtag sowie in den 

fachausschüssen beraten wurden

   KOmmuniKatiOn und öFFentlichKeitsarBeit
–  19 Pressemitteilungen des innenministeriums

Nach annähernd zwei jahren Projektarbeit, erfolgreich absol- 

vierten meilensteinen und abgearbeiteten arbeitspaketen, 

besprechungen, Workshops, politischen Diskussionen im 

landtag, im innen- oder finanz- und Wirtschaftsausschuss, 

Gesprächen mit berufs- und interessensvertretungen sowie  

mit kolleginnen und kollegen bleibt uns ein abschließender 

blick auf eine von tiefgreifenden Veränderungen geprägte zeit:

Durch den Projektstab Polizeireform sind rund 300 formale 

entscheidungsvorlagen bearbeitet worden, die aus den 

(Querschnitts-) Projekten an die Gesamtprojektleitung vor- 

gelegt wurden. Viele elementare Neuausrichtungen wurden  

im rahmen von Projekt-jour fixe oder lenkungsausschuss- 

sitzungen formal beschlossen. Die getroffenen entscheidungen 

stellten stets fachliche, organisatorische und qualitative aspekte, 

aber auch die sozialverträgliche Umsetzung für die beschäftigten 

in den mittelpunkt. Unzählige besprechungen zwischen Projekt- 

stab und einzelnen Projekten oder teilprojekten sowie der all- 

tagsorganisation führten zu konkretisierungen dieser entschei-

dungen, die unsere künftige organisation und alltägliche arbeit 

nachhaltig beeinflussen werden. Die festlegungen werden sich 

über jahre oder gar jahrzehnte hinweg auf die polizeiliche arbeit 

und somit auch auf unsere Dienstleistungen für die bürgerinnen 

und bürgern auswirken.

auch die professionelle zusammenarbeit mit allen ministerien, 

insbesondere mit dem ministerium für Wissenschaft und kunst 

sowie mit dem ministerium für finanzen und Wirtschaft, dort 

speziell mit der betriebsleitung Vermögen und bau baden-

Württemberg, war die Voraussetzung dafür, dass die Polizei-

strukturreform im vorgesehenen zeitplan realisiert werden 

konnte.

Wie die gesamte landespolizei war auch die jour fixe-runde 

über die Nachricht vom tod von thomas züfle zutiefst betroffen.

Der Präsident des Polizeipräsidiums stuttgart verunglückte am 

16. juni 2013 bei einem motorradunfall unweit seines Heimat-

ortes. mit thomas züfle, der als Projektverantwortlicher des 

Projekts 1 – PP stuttgart, seit beginn der Polizeistrukturreform 

in die arbeit des Gesamtprojekts eingebunden war, verloren 

–  rund 420 schreiben 

–  25 reforminfos

–  mehrere (sonder-)ausgaben oder artikel  

in der dpz mit reformbezug

   PersOnalmassnahmen
– rund 32.000 Datensätze wurden im ibV bearbeitet, 

–  etwa 16.650 beschäftigte beteiligten sich aktiv am ibV

–  80 Prozent wunschgemäße Verwendungen

–  rund 5.230 ibV-Nutzer ohne unmittelbar reformbetroffenheit, 

davon 73 Prozent mit einer wunschgemäßen Verwendung 

–  Circa 3.320 beschäftigte, die zum 1. januar 2014 ihren Dienstort 

wechseln, bei etwa 2.500 beschäftigten erfolgt der Wechsel 

wunschgemäß

–  lediglich vier fälle, die von der Clearing-stelle im innen-

ministerium – landespolizeipräsidium – geprüft wurden 

–  32 stufenverfahren (stand 31.12.2013)

– 19 Härtefälle (stand 31.12.2013) 

wir einen äußerst menschlichen, humorvollen und ehrlichen 

Partner unseres Projektteams. sein plötzlicher tod veranlasste 

auch die Projektleitung zum innehalten. Und so wurde durch 

die Gesamtprojektleitung der für den 17. juni 2013 anberaumte 

Projekt-jour fixe beim PP stuttgart kurzfristig abgesagt. 

symbolisch wurde beim ersatztermin eine Woche später zum 

Gedenken an thomas züfle ein Platz im Gremium freigehalten, 

der ihm für immer gehören wird.

Nach der ersten beratung des Gesetzentwurfs zur Umsetzung 

der Polizeireform am 20. juni 2013 wurde dieser in der zweiten 

beratung am 18. juli 2013 durch den landtag erörtert und 

verabschiedet. auch wenn das erreichen dieses politischen 

meilensteins ein kurzes Durchatmen erlaubte, war dies zugleich 

das einbiegen auf die zielgerade des Gesamtprojekts. Durch 

die Verabschiedung des Gesetzes war die Polizeistrukturreform 

endgültig legitimiert, sodass weitere Planungen realisiert und 

beschaffungen angegangen werden konnten. Hierzu gehörte 

insbesondere auch der bereich der liegenschaften. Priorität 

hatten zunächst tragfähige lösungen für die führungs- und 

lagezentren bis zum start der reform 2014. 

mit blick auf den Projektauftrag –„zu einer effizienten Polizei 

gehören leistungsfähige strukturen. Wir werden die Polizei-

strukturen überprüfen mit dem ziel, die basisdienststellen zu 

stärken, freiräume für operative schwerpunkte zu gewinnen 

und insgesamt die aufgabenwahrnehmung bei flachen Hierarchien 

noch erfolgreicher zu gestalten.“ – können wir berechtigt fest- 

stellen, dass dieser mit der neuen organisationsstruktur und 

dem erzielten Verstärkungspotenzial vollständig erfüllt ist.

Wir möchten an dieser stelle den Projektverantwortlichen  

und leitern der Querschnittsprojekte, allen kolleginnen und 

kollegen in den Projekten bzw. Querschnittsprojekten und in 

der alltagsorganisation, ansprechpartnerinnen und ansprech-

partnern innerhalb und außerhalb der Polizei, den politischen 

entscheidungsträgerinnen und entscheidungsträgern sowie 

insbesondere unserem Gesamtprojektverantwortlichen herzlich 

für die zusammenarbeit während der Projetphase danken.

Zahlen, Daten, Fakten 
zum Gesamtprojekt Polizeireform 

Resümee 

Zahlen, daten, FaKten ZuM GeSaMtProJeKt PolIZeIreForM
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